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Vorwort. 

Die  vorliegende  Arbeit  behandelt  die  Organisation 
des  Handwerks  in  Rumänien  von  der  ältesten  Zeit  bis 
in  die  Gegenwart.  Die  Kenntnis  der  Vergangenheit  ist, 
wie  für  jedes  Volk,  so  auch  insbesondere  für  das  unserige 
von  hoher  Bedeutung.  Nur  durch  eindringende  Studien 
über  die  Entwicklung  der  wirtschaftlichen  und  sozialen 
Institutionen  können  wir  ein  tieferes  Verständnis  für  die 
Bedürfnisse  der  Gegenwart  erlangen.  Unter  dem  Ein- 
fluss  der  Fremdherrschaft  sind  die  Errungenschaften  der 
früheren  Kultur  zum  grossen  Teil  zurückgedrängt  worden, 
wenn  sie  auch  keineswegs  völlig  verloren  gegangen 
sind.  Sie  gerieten  im  Verlauf  des  achtzehnten  und  in  der 
ersten  Hälfte  des  neunzehnten  Jahrhunderts  mehr  und 
mehr  in  Vergessenheit,  so  dass  die  neue  Organisation 
des  Handwerks,  welche  in  den  achtziger  Jahren  einsetzte, 
im  wesentlichen  auf  neuen  Grundlagen,  nach  dem  Muster 
der  westeuropäischen  Einrichtungen  erfolgte.  Hierin 
liegt  eine  grosse  Gefahr  für  die  weitere  Entwicklung 
unseres  Gewerbes.  Nur  die  vollständige  Erkenntnis  des 
historisch  Gewordenen  kann  eine  sichere  Grundlage  für 
Reformen  darbieten.  Soweit  die  Nachahmung  fremder 
Institutionen  angebracht  ist,  muss  sie  sich  dem  Geiste 
der  nationalen  Wirtschaftsentwicklung  anpassen  und  an 
die  Vorgeschichte  des  Gewerbes  anknüpfen.  Die  moderne 
Gesetzgebung  kann  nur  als  eine  organische  Weiterbildung 
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der  Institutionen,  welche  sich  in  früheren  Jahrhunderten 
entwickelt  haben,  gedacht  werden,  wenn  sie  ihren  Zweck 
erfüllen  soll.  Auch  in  Rumänien  haben  einst  die  Zünfte 
eine  grosse  Rolle  gespielt.  Der  Handwerkerstand  bil- 
dete eine  mächtige  soziale  Klasse,  welche  auf  die  wirt- 
schaftliche und  kulturelle  Entwicklung  Rumäniens  jahr- 
hundertelang einen  bedeutenden  Einfluss  ausübte;  nur 
war  diese  Einwirkung  nicht  so  stark  wie  die  der  abend- 
ländischen Innungen,  weil  die  rumänischen  Handwerker 
stets  unter  dem  Druck  der  Fremdherrschaft  standen, 
welche  eine  freiheitliche  Entwicklung  des  Volkes  ver- 
hinderte. 

Als  man  die  Innungen  neuerdings  in  Rumänien 
wieder  einführte,  knüpfte  man  nicht  an  die  alten  Über- 
lieferungen der  Vergangenheit  an,  sondern  ahmte  einfach 
die  westeuropäischen  (österreichischen  und  deutschen) 
Einrichtungen  nach,  ohne  darauf  zu  achten,  ob  diese 
ausländische  Organisation  auch  den  nationalen  Bedürf- 
nissen entsprach,  ob  sie  lebensfähig  sein  würde.  Die 
Folge  war,  dass  das  Reformwerk  von  1902  sich  als 
nutzlos  erwies,  und  so  musste  ein  neuer  Organisations- 
versuch im  Jahre  1912  unternommen  werden.  Wie  sich 
diese  Gesetzgebung  bewähren  wird,  kann  man  nicht  mit 
Sicherheit  beurteilen,  indessen  werden  wir  im  folgenden 
versuchen,  die  wirtschaftliche  und  soziale  Bedeutung 
dieser  neugeschaffenen  Einrichtungen  objektiv  zu  prüfen 
und  auf  die  Vorzüge  und  Mängel  derselben  hinzuweisen. 


I.  Teil. 


Die  ältere  Zunftverfassung  und  ihr  Verfall. 

Einleitung: 

Die  Wirtschaftsgeschichte  Rumäniens  wurde  lange 
Zeit  sehr  stiefmütterlich  behandelt.  Wenige  einheimische 
Nationalökonomen  haben  sich  die  Mühe  genommen,  die 
bisher  so  dunkle  Vergangenheit  der  beiden  Fürstentümer 
n  Bezug  auf  die  wirtschaftlichen  Grundlagen  ihrer  Ent- 
wicklung genauer  zu  untersuchen  und  die  Ergebnisse 
ihrer  Forschungen  zu  veröffentlichen.  Es  fehlt  nicht 
bloss  an  einer  zusammenhängenden  allgemeinen  Wirt- 
schaftsgeschichte, sondern  auch  an  kleineren,  mono- 
graphischen Abhandlungen  über  einzelne  Abschnitte  der- 
selben. Es  ist  daher  auch  mit  erheblichen  Schwierig- 
keiten verbunden,  die  Entwicklungsgeschichte  der  Zünfte 
in  Rumänien  darzustellen,  da  man  zum  grössten  Teil 
nach  Urkunden  arbeiten  muss,  die  sich  noch  ganz  ver- 
streut und  vereinzelt  vorfinden.  Richtig  wäre  es  viel- 
leicht, wenn  diese  Zunftentwicklung  zunächst  für  einzelne 
Gewerbe  oder  bestimmte  Teile  des  Landes  genauer 
untersucht  würde,  bevor  man  die  Geschichte  der  In- 
nungen im  ganzen  behandelte.  Es  würden  sich  dann 
einige  sehr  umstrittene  Fragen  mit  grösserer  Leichtigkeit 
lösen  lassen. 
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Dennoch  möchte  ich  den  Versuch  machen,  nach 
den  wenigen  lückenhaften  Daten,  die  mir  zur  Verfügung 
stehen,  einen  kurzen  Überblick  über  Vorgeschichte,  Ent- 
stehung, Ausbildung  und  Verfall  der  älteren  rumänischen 
Zünfte  zu  geben  und  hoffe,  vor  allem  in  Bezug  auf  das 
Problem  des  Ursprungs  dieser  Organisation,  etwas  Neues 
darbieten  zu  hönnen. 

Wie  gesagt,  hat  man  noch  keine  spezielle  historische 
Behandlung  des  Gegenstandes  veröffentlicht;  nur  vereinzelt 
findet  man  Ausführungen  in  J  o  r g  a  's :  Geschichte  des  rumä- 
nischen Volkes,  II  Bände,  (Gotha)  und  in  dessen  Werk: 
Der  Handel  und  das  Gewerbe  des  rumänischen  Volkes. 
Ferner  bei  Keindel:  Das  Deutschtum  in  den  Karpaten, 
III  Bände  (Czernowitz)  1907  und  1911.  Eingehender 
erörtern  das  Zunftwesen  Xenopol  im  IV.  Bande  der 
rumänischen  Geschichte.  W.  A.  Ureke:  Geschichte 
der  Rumänen  XIII  Bände.  Wachmann  in  einer  ju- 
ristischen Dissertation:  „Über  die  Korporationen"  (1902) 
und  Madgearu  in  seiner  Dissertation  „Die  industrielle 
Entwicklung  Rumäniens"  (1911). 

Die  von  mir  benutzten  Urkunden  habe  ich  in  der 
rumänischen  Akademie,  sowie  in  der  Bibliothek  des 
Bistums  Roman  ermittelt.  Manches  fand  sich  auch  in 
der  Urkundensammlung  des  Freiherrn  von  Hurmu- 
zaki  vor,  sowie  in  dem  Manuskript  über  die  „Geschichte 
der  Zünfte"  des  Herrn  Lepadatu. 
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Kapitel  1. 

Erste  Epoche.    Entstehung  der  Zünfte  unter  germanischem 
Einfluss. 

§  1. 

Ergebnisse  der  bisherigen  Untersuchunger  über 
den  Ursprung  der  Innungen  in  Rumänien. 

Über  den  Ursprung  der  Zünfte  in  Rumänien  sind 
sehr  verschiedene  Meinungen  ausgesprochen  worden. 
Der  bekannte  rumänische  Historiker  A.  D.  Xenopol 
beschäftigt  sich  im  vierten  Bande  seiner  Geschichte  der 
Rumänen  mit  dieser  Frage.  Er  vertritt  die  Meinung,  dass 
die  Korporationen  der  Handwerker  und  Kaufleute,  welche 
bei  den  Dako-rumänen  zur  Zeit  der  römischen  Herr- 
schaft vorkamen,  bei  den  Rumänen  in  der  sklavischen 
Form  der  Breasla  wieder  eingeführt  worden  seien,  wo- 
rauf schon  ihr  Name  hinweise.^)  Er  führt  also  den 
Ursprung  der  Zünfte  einerseits  auf  die  römische  Kollegial- 
verfassung, andrerseits  auf  slavische  Einflüsse  zurück 
das  heisst,  er  nimmt  an,  dass  zuerst  die  Bulgaren  ihre 
Zünfte  nach  dem  Muster  der  alten  römischen  Kollegien 
die  inzwischen  verfallen  waren,  organisiert,  dann  die 
Rumänien  die  bulgarische  Organisation  übernommen  hätten. 

Als  Beweis  dafür  beruft  er  sich  lediglich  auf  das 
Wort  Breasla  (Zunft),  das  aus  dem  slavischen  bratswo 
stammt.'^)  Was  die  Zeit  ihrer  Entstehung  anbelangt,  so 
meint  Xenopol,  sie  seien  fast  gleichzeitig  mit  den  Städten 
begründet,  nur  seien  die  ältesten  Dokumente  verloren 
gegangen.  Die  erste  Urkunde  findet  sich  unter  der  Re- 
gierung des  Fürsten  Peter  Raresh  (1527/1546)  ') 

1)  Xenopol:  Die  Geschichte  der  Rumänen.  Bd.  IV.  S.  195. 

2)  Derselbe:  a.  a.  O.  S.  160. 

3)  Derselbe:  a.  a.  O.  S.  162. 
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Es  scheint  uns  verfehlt,  von  einer  lediglich  an  den 
Namen  anknüpfenden  philologischen  Beweisführung  in 
der  Wirtschaftsgeschichte  auszugehen;  einen  anderen 
Beweis  zur  Unterstützung  seiner  Theorie  hat  Herr  Xenopol 
nicht.  Der  Name  „breasla"  lässt  sich  aber  auch  in  anderer 
Weise  zwanglos  erklären,  nämlich  aus  dem  Abhängig- 
keitsverhältnis der  Zünfte  von  der  Kirche,  welche  wir 
später  kennen  lernen  werden.  Da  die  Sprache  der  Kirche 
einige  Jahrhunderte  lang  slavisch  war,  so  wurde  auch 
für  diese  Handwerksvereinigungen  damals  ein  slavischer 
Name  gewählt;  aber  der  Ausdruck  lässt  keineswegs  ohne 
weiteres  den  Schluss  zu,  dass  die  Zünfte  selbst  slavischen 
Ursprungs  seien. 

Wenn  dies  wirklich  der  Fall  wäre,  so  müsste  man 
annehmen,  dass  sie  zuerst  in  demjenigen  Teile  Rumäniens 
hervorgetreten  wären,  der  Bulgarien  am  nächsten  war, 
das  heist  in  der  Walachei.  Wie  wir  später  nachweisen 
werden,  sind  nun  aber  die  Zünfte  in  der  Walachei  erst 
ein  Jahrhundert  später  als  in  der  Moldau  hervorgetreten. 

Vielleicht  ist  es  von  Interesse,  hier  auch  die  Ansicht 
eines  älteren  Autors  über  die  Entstehung  der  Zünfte  anzu- 
führen. In  der  Chronik  des  Bischofs  Melchis  edec  ^) 
wird  beschrieben,  wie  die  polnischen  Zünfte  (bratswo)  be- 
schaffen waren,  und  gezeigt,  dass  die  Zünfte  in  der 
Moldau  in  derselben  Weise  eingerichtet  waren.  Hieraus 
geht  hervor,  dass  schon  im  18.  Jahrhundert  durch  einen 
wohlunterrichteten  Autor  die  Meinung  vertreten  wurde, 
dass  die  unzweifelhaft  unter  deutschem  Einfluss  ent- 
standenen Innungen  in  Polen  in  den  Grundzügen  ihrer 
Organisation   mit    den  rumänischen  Zünften  überein- 


1)  Die  Chronik  der  Stadt  Husi  (Chronik  Husului). 
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stimmten.  Wie  wir  später  zeigen  werden,  hat  sich  der 
Einfluss  der  Deutschen  unmittelbar  durch  germanische 
Einwanderer  in  der  Moldau  geltend  gemacht,  doch 
kann  deshalb  die  Richtigkeit  der  Angaben  Melchisedecs 
nicht  bestritten  werden. 

Eine  andere  Meinung  ist  die  des  Herrn  Wach- 
mann, der  in  einer  juristischen  Dissertation  sich  auch 
mit  der  Frage  der  Entstehung  und  Organisation  des  rumä- 
nischen Zunftwesens  beschäftigt  hat.  Er  führt  den  Ur- 
sprung der  Zünfte  ausschliesslich  auf  die  Selbsthilfe  der 
einheimischen  Handwerker  zurück,  die  ohne  Vorbild  und 
Anregung  von  Seiten  des  Auslandes,  nur  durch  den 
Kampf  ums  Dasein  belehrt,  sich  in  Verbänden  zu  gegen- 
seitiger Unterstützung  organisiert  hätten.  Nach  ihm  hat 
die  Bevölkerung,  die  zum  Heeresdienst  nicht  mehr  ge- 
zwungen war,  seit  die  rumänischen  Fürsten  auf  neue 
Eroberungen  verzichtet  hatten,  allmählich  begonnen,  sich 
mit  Handel  und  Handwerk  zu  beschäftigen.  „So  ver- 
zichten", schreibt  er,  „die  unteren  Schichten  auf  ihre 
Hauptbeschäftigung  den  Krieg;  Handel  und  Handwerk 
ziehen  die  rumänischen  Arbeitskräfte  an  sich,  und  das 
Hervortreten  neuer  Lebensbedürfnisse  macht  die  Existenz 
und  die  Weiterbildung  von  Handel  und  Gewerbe  unent- 
behrlich. Infolgedessen  nimmt  die  Zahl  der  Personen, 
die  durch  Ausübung  des  Handwerks  sich  ihren  Lebens- 
unterhalt verschafften,  stark  zu.  Wenn  ihre  Zahl  in  einem 
Orte  gross  genug  wird,  vereinigen  sie  sich  in  eine  Ge- 
nossenschaft, die  den  Namen  breasla  trägt."  ^) 

Dies  geschah  nach  Wachmann  etwa  um  das  Jahr 
1665.  Eine  wirkliche  Erklärung  des  Ursprungs  der 
Zünfte  enthalten  diese  Ausführungen  nicht.  Die  von  ihm 

1)  Wae  Ii  III  an  n;  Über  Korporationen.    S.  84. 
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hervorgehobene  Notwendigkeit  einer  dauernden  Ver- 
einigung der  Handwerker  zum  Schutze  ihrer  wirtschaft- 
lichen und  sozialen  Interessen  ist  als  allgemeine  Ursache 
für  die  Entstehung  der  Innungen  naturgemäss  anzuer- 
kennen. Er  behauptet  aber,  dass  bis  zur  Mitte  des  17.  Jahr- 
hunderts Handwerker  und  Kaufleute  in  den  Fürstentümern 
nicht  ansässig  waren.  Diese  Annahme  ist  ohne  Zweifel  un- 
richtig.^) Es  ist  unwahrscheinlich,  dass  das  Interesse 
der  Rumänen  für  Handel  und  Gewerbe  ohne  Beispiel 
und  Lehre  von  anderer  Seite,  völlig  spontan  hervorge- 
treten sei,  dass  sie  in  weniger  als  fünfzig  Jahren  alle 
technischen  Fertigkeiten  erlernt  und  eine  vortreffliche 
Zunftorganisation  geschaffen  hätte,  die  unmittelbar  darauf, 
wie  wir  sehen  werden,  in  höchster  Blüte  erscheint. 

An  anderer  Seite  zitierte  der  Autor  einen  Bericht 
des  Bischofs  Bandini  aus  Marcinopolis,  der  1647  die 
katholischen  Kirchen  in  der  Moldau  besuchte.  Hier 
wird  mitgeteilt,  dass  die  Rumänen  sich  ausschliesslich 
mit  Krieg  und  Plünderung  beschäftigten,  und  darin  so- 
gar die  Tartaren  übertrafen;  der  ganze  Handel  aber  be- 
finde ich  in  den  Händen  der  Juden,  Griechen  und  Ar- 
meniern. Ferner  erzählt  Wachmann  von  Aufständen  der 
Rumänen  gegen  die  im  Lande  befindlichen  Griechen  — 
in  den  Jahren  1612/1618,  1623/1630  in  der  Wallachei 
und  1616—1633  in  der  Moldau, —  die  offenbar 
wegen  der  ihnen  erteilten  Privilegien  gehasst  und 
verfolgt  wurden.  Wie  lässt  sich  hiermit  die  Behauptung 
vereinigen,  dass  vor  dem  Jahre  1665  ansässige  Kaufleute 


1)  „Die  fremden  Kaufleute  hatten  sich  schon  seit  Jahr- 
hunderten im  Lande  niedergelassen."    Jorga  a.  a.  O.  S.  176. 

2)  Wachmann:  a.  a.  O.  S.  72/73 
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in  den  Fürstentümern  nicht  vorhanden  waren?  ^)  Wir 
werden  den  Nachweis  führen,  dass  solche  Kaufleute  und 
Handwerker  sich  in  diesen  Gegenden  schon  vor  dem 
13.  Jahrhundert  niedergelassen  hatten. 

Als  die  Fürstentümer  Moldau  und  Walachei  ge- 
gründet wurden,  waren  die  Deutschen  bereits  im  Lande 
und  hatten  eine  eigenartige  Stadtverfassung,  die  nach 
dem  Muster  eines  deutschen  Stadtrechts  eingerichtet 
war.-)  Hier  sind  die  Keime  der  Zünfte  zu  suchen,  nicht 
aber  —  wie  Wachmann  annimmt  —  in  einer  ursprüng- 
lich rumänischen  Einrichtung,  die  ohne  fremden  Einfluss 
hervortrat. 

Eingehender  schildert  die  Entstehung  der  Zünfte 
Madgearu  in  seiner  Dissertation  über  die  industrielle 
Entwicklung  Rumäniens.  Er  führt  den  Ursprung  der 
Zünfte  im  Anschluss  an  die  von  Bücher,  Stieda  und 
anderen  deutschen  Schriftstellern  vertretene  sogenannte 
hofrechtliche  Theorie  ^)  auf  die  Organisation  der  Frohn- 
arbeiter in  den  der  Kirche  gehörigen  Gütern  zurück  und 

1)  „Bis  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  konnten  keine  Zünfte 
bei  uns  vorhanden  sein,  weil  kein  Handwerk,  ja  nicht  einmal 
einheimische  Kaufleute  in  den  Fürstentümern  waren;  auch  die 
fremden  Kaufleute  waren  nicht  ansässig  und  konnten  daher  keine 
breasle  bilden."    Wachmann:  a.  a.  O.  S.  78. 

2)  „In  der  Moldau  beruht  die  Selbstverwaltung  der  Städte 
auf  dem  sogenannten  magdeburgischen  Recht;  es  bestand  ein 
Rat  von  12  pargari  (Bürger)  unter  dem  Vorstand  eines  Scholtus 
(Schultheisi."  Jorga:  Geschichte  der  Rumänen  in  Bildern.  S.119. 

3)  Die  Entwicklung  der  deutschen  Volkswirtschaftslehre 
im  19.  Jahrh.  Festschrift  für  Gustav  Schmoller  Bd.  II  S.  10. 
Wahrscheinlich  sind  es  lediglich  Analogieschlüsse  nach  den 
Ausführungen  Büchers  über  die  Entwicklung  des  Handwerks, 
die  Madgearu  bei  der  Aufstellung  seiner  aktenmässig  nicht  be- 
weisbaren Hypothese  bestimmt  haben. 
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sagt:  „Nachdem  sich  die  Frohnarbeiter  und  ihre  Nach- 
kommen von  der  kirchlichen  Herrschaft  frei  gemacht 
hatten,  behielten  sie  ihre  Organisation  bei,  indem  sie 
ihre  frühere  Abhängigkeit  von  der  Kirche  durch  die  An- 
erkennung des  Betätigungsrechts  ihre  Organisation  von 
Seiten  des  Erzbischofs  zum  Ausdruck  brachten  und  sich 
dadurch  gegen  die  weltliche  Macht  seines  Schutzes  ver- 
sicherten." Der  Autor  behauptet  also,  dass  die  in  den 
Klosterhöfen  lebenden  Handwerker,  welche  der  Gerichts- 
barkeit des  Abtes  unterstanden,  zwangsmässig  von  der 
Geistlichkeit  in  Zünften  organisiert  wurden.  Anfangs 
seien  dies  Fremde,  später  einheimische  gewesen,  welche 
von  der  Pflicht,  Steuern  an  den  Landesherrn  zu  zahlen, 
eximiert  wurden,  um  ausschliesslich  für  die  Klöster  ar- 
beiten zu  können.  Über  die  Art  jener  Organisation  in 
den  Frohnhöfen  hat  Madgearu  nichts  genaures  mitge- 
teilt; er  ist  auch  den  Beweis  schuldig  geblieben,  dass 
diese  Institution  aus  den  Klöstern  in  die  Städte  ver- 
pflanzt wurde.  Die  weiterhin  mitgeteilte  Tatsache,  dass 
die  Fürsten  (im  18.  Jahrh.)  aus  finanziellen  Gründen  die 
städtischen  Innungen  begünstigten,  beweist  nichts  über 
ihren  Ursprung.  Übrigens  gibt  der  Verfasser  zu,  dass 
die  fremden  Gewerbetreibenden  das  Zunftwesen  vervoll- 
kommnet, leugnet  aber,  dass  sie  es  zuerst  eingeführt 
hätten. 

Die  Anfänge  der  Zunftorganisation  in  Rumänien  sind 
nicht  vom  rumänischen  Volke  selbst  ausgegangen.  Die 
Innungen  wurden  hier  durch  Fremde  eingeführt,  welche 
durch  ihre  höhere  Kultur  einen  massgebenden  Einfluss 
im  Lande  hatten.  Da  nun  aus  den  oben  (S.  6)  ange- 
führten Gründen  die  Einwirkung  der  Slaven  ausge- 
schlossen ist,  so  kommen  nur  die  deutschen  Kolonisten 
in  Betracht. 
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In  der  Zeit,  in  der  sich  die  Zünfte  zuerst  zeigten, 
war  noch  keine  Spur  eines  nationalen  Handels  und  Ge- 
werbes in  den  Fürstentümern  und  noch  weniger  bei  den 
benachbarten  Slaven,  von  denen  Herr  Xenopol  spricht. 
Um  den  Einfluss  der  Deutschen  auf  die  Entstehung  der 
rumänischen  Zünfte  zu  erklären  müssen  wir  etwas  weiter 
zurückgreifen  und  einiges  über  die  Geschichte  der  ger- 
manischen Ansiedlungen  in  den  Karpaten  vorausschicken. 

Überblick  über  die  Geschichte  der  germanischen 
Kolonisten  in  den  rumänischen  Fürstentümern. 

Im  12.  Jahrhundert  brachte  der  ungarische  König 
Geyza  II.  deutsche  Ansiedler  aus  dem  Rheinlande  und 
aus  Sachsen  in  die  Karpaten;  sie  wurden  in  Sieben- 
bürgen angesiedelt,  wo  sie  Burgen  errichteten,  um  das 
Land  gegen  die  Einfälle  der  Kumanen  zu  schützen.  Sie 
gründeten  mehrere  wichtige  Städte,  wie  Hermannstadt, 
Kronstadt  und  trieben  einen  regen  Handel  mit  den  Städten 
des  Abendlandes  Brügge,  Cöln  u.  a.^  Später  über- 
schritten sie  die  Karpaten,  um  in  das  Kumanenland  einzu- 
dringen und  gründeten  auch  dort  verschiedene  Städte. 
So  entstanden  in  der  Molda  Suczawa,  Baja,  Neamtz, 
Galatz  (?)  u.  a.^)  ^)  In  der  Walachei  ist  nur  Campulung  als 
germanische  Gründung  bekannt.  (Campulung  =  Cam- 
pus longus).*) 

1)  Keindel:  Geschichte  der  Deutschen  in  den  Karpaten. 
Band  II. 

2)  Jor^a:  Geschichte  der  Rumänen  in  Bildern.   S.  182. 
3j  Auch  Miron  Kostin,  einer  der  bedeutendsten  rumänischen 

Chronisten  der  Moldau  sagt  in  seinem  Buche  über  das  mol- 
dauische und  walachische  Volk  (geschrieben  für  den  polnischen 
König;:  „die  Städte  sind  von  den  Deutschen  errichtet  worden." 

4)  Nach  Lepadatu  soll  der  ursprüngliche  Name  Kreuzburg 
gewesen  sein. 
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Durch  den  Ansturm  der  Mongolen  wurden  sie  nach 
Siebenbürgen  zurückgetrieben,  kehrten  aber  bald  zurück 
und  bauten  die  Städte  wieder  auf.  Am  stärksten  war 
die  Einwanderung  der  Deutschen  in  der  Moldau.  Ein 
Teil  der  deutschen  Kolonisten  nimmt  die  Richtung  nach 
Nord-Ungarn,  gründet  hier  einige  Städte,  geht  aber  später 
weiter  nach  Polen.  Hier  werden  sie  als  Vertreter  einer 
höheren  Kultur  von  den  Herrschern  des  Landes  gern 
aufgenommen  und  durch  allerlei  Privilegien  begünstigt 
und  ausgezeichnet.  In  der  Folgezeit  gründen  die  Ein- 
wanderer hervorragende  Städte  wie  Krakau  und  Lem- 
berg. Von  dort  aus  knüpften  sie  Handelsbeziehungen 
mit  den  Bewohnern  des  späteren  Fürstentums  Moldau 
an  und  fanden  hier  einen  stets  wachsenden  Absatz  für 
ihre  Waren. 

Als  der  rumänische  Fürst  Dragosch  in  der  Mitte 
des  14.  Jahrhunderts  Moldau  gründete,  waren  diese 
Deutschen  schon  dort  ansässig.  Bis  zur  Hälfte  des 
16.  Jahrhunderts  blieben  sie  die  einzigen,  die  den  kom- 
merziellen Reichtum  des  Landes  entwickelten  und  aus- 
beuteten, denn  das  rumänische  Volk  befasste  sich  über- 
wiegend mit  kriegerischen  Unternehmungen  zur  Erweiterung 
und  Sicherung  des  Staatsgebietes.  Es  war  grösstenteils 
in  Dörfern  angesiedelt  und  lebte  von  Ackerbau  und  Vieh- 
zucht. Die  Deutschen  vermittelten  allein  den  Handel 
zwischen  ihrer  neuen  und  alten  Heimat. 

„Die  deutschen  Kaufleute  hatten  in  Suczawa  und 
Buzcu  Messen,  wo  sie  Tuch  aus  Görlitz,  Nürnberg,  Cöln, 
Brügge,  gegen  Honig,  Gewürze  und  Pelze  feilbrachten."  ^) 

Die  Fürsten  begünstigten  und  schützten  diesen 
Handelsverkehr,  der  ihnen  manche  Vorteile  brachte.  Einen 

1)  Nistor:  Der  Exporthandel  der  Rumänen  vom  13.  bis 
18.  Jahrhundert. 
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Beweis  dafür  enthält  die  Urkunde,  in  welcher  der 
Wojwode  Ladislaus  Bassarab  seinen  Untertanen  die 
Beraubuni^  der  deutschen  Kaufleute  bei  Todesstrafe  ver- 
bietet. In  einem  andern  Falle,  wo  ein  deutscher  Hand- 
werksmeister vertrieben  war,  bemüht  sich  der  Fürst  um 
Zurückberufung  desselben.^) 

Die  deutschen  Kolonisten  behielten,  wie  ich  im 
folgenden  nachweisen  möchte,  die  Organisation,  die  sie 
aus  ihrer  Heimat  mitbrachten,  und  als  sie  verschwanden, 
übernahmen  die  Rumänen  mit  den  kommunalen  Institu- 
tionen auch  die  Einrichtungen  des  Zunftwesens,  wie  sie 
nach  dem  xMuster  der  rheinischen  Innungen  von  den 
Einwanderern  im  Lande  eingeführt  waren. ^) 

Die  Organisationen  der  Städte  war  folgende:  An 
der  Spitze  stand  der  Stadtrat,  bestehend  aus  12  Bürgern 
und  einem  Schultheiss.  Sie  hielten  eine  Art  Kataster 
(Katastifa  targului)  in  welchen  alle  Besitzveränderungen 
eingetragen  wurden,  und  sorgten  für  die  regelmässige 
Veranstaltung  von  Märkten,  die  eine  Quelle  des  Reich- 
tums für  die  Stadt  waren.  Der  Stadtrat  leitete  wahr- 
scheinlich auch  die  Verteidigung  der  Stadt;  endlich  war 
er  verpflichtet,  für  den  Fürsten  gewisse  Abgaben  von 
den  Kaufleuten  zu  sammeln  und  musste  alle  Sorten  Geld, 
die  in  die  Staatskasse  flössen,  für  gutes  neues  Geld 
einwechseln.-') 

1)  Keindel:  a.  a.  O.  S.  356. 

2)  Übrigens  beweist  der  Inspektionsbericht  des  katholischen 
Bischofs  Bandini  aus  Marcinopoii  auch  genug  über  die 
Blüte  des  deutschen  Elements.  Er  hatte  die  „zahlreichen"  ka- 
tholischen Kirchen  in  der  Moldau  zu  besuchen.  Für  wen  waren 
diese  Kirchen  errichtet,  wenn  nicht  für  Deutsche,  denn  die 
Rumänen  gehörten  alle  der  griechischen  Kirche  an. 

3)  Nach  Jorga:  (jeschichte  der  Rumänen  in  Bildern. 
S.  120/121. 
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Wir  können  die  Entwicklungsgeschichte  der  Zünfte 
am  besten  verfolgen,  wenn  wir  sie  in  zwei  Epochen 
einteilen  : 

In  der  ersten  Epoche  vom  13.  bis  zum  Beginn 
des  17.  Jahrhunderts  wurden  Handel  und  Gewerbe  fast 
ausschliesslich  von  Deutschen  betrieben.  In  dieser  Zeit 
verbreitete  sich  die  deutsche  Zunftverfassung  zu- 
erst in  der  Moldau,  später  im  beschränkterem  Masse  in 
der  Walachei. 

Die  zweite  Epoche  ist  die  der  nation alen  Zunft- 
bildung in  Rumänien,  welche  um  das  Jahr  1600  ein- 
setzt und  sich  bis  ins  19.  Jahrhundert  hinein  erstreckt 

§  3. 

Urkunden  über  das  Innungswesen  der 
deutschen  Kolonisten  in  der  Moldau. 

In  den  ersten  drei  Jahrhunderten  der  rumänischen 
Stadtwirtschaft  bildeten  die  deutschen  Kaufleute  und 
Handwerker  fast  ausschliesslich  den  städtischen  Mittel- 
stand. Sie  hielten  streng  an  den  Überliefernngen  ihrer 
Heimat  fest  und  behaupteten  Jahrhunderte  lang  die  schon 
bei  der  Gründung  der  Städte  erlangten  Privilegien. 

Die  wenigen  noch  vorhandenen  respektive  bis- 
her vorgefundendenen  Urkunden  zeigen  uns,  dass 
die  Zünfte  in  Rumänien  genau  nach  deutschem  Muster 
organisiert  waren.  Sogar  einzelne  Missbräuche  und 
Schroffheiten  des  deutschen  Handwerksrechts,  die 
erst  seit  dem  14.  Jahrhundert  hervorgetreten  waren, 
fehlten  in  Rumänien  nicht.  Man  legte  viel  Wert  auf  die 
ehrliche  und  eheliche  Abkunft  der  Lehrlinge.  Der  Nach- 
v^eis  einer  solchen  Abstammung  war  nach  einer  aus 
dem  Jahre  1472  stammenden  Urkunde  die  unerlässliche 
Vorbedingung  für  die  Erlangung  des  Meisterbriefes.  Der 
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Suczawer  Richter  schreibt  an  den  Richter  von  Bistritz 
einen  Brief,  in  dem  er  ihm  mitteilt,  dass  ein  Geselle  zu 
Suczavva:  „Hot  lehryar  gedynet  auff  dem  Gerberwerk, 
u  nd  her  hott  dasselbige  auszgedynet  wnd  ym  dy  Mester 
kayn  Bryff  wellen  geben,  swunder  her  mües  vorhaben 
von  den  elterem  eynen  Bryff ".^) 

Um  diesen  Geburtsbrief  des  aus  Bistritz  stammenden 
Gesellen,  bittet  nun  die  Suczawer  Obrigkeit  jene  von 
Bistritz. 

Ein  anderer  Beweis  stammt  aus  dem  Jahre  1510, 
in  welchem  der  Voigt  aus  Baja  mit  Zustimmung  aller 
Fleischer  dem  Bistritzer  Rat  mitteilt,  dass  Jacob,  Sohn 
des  Simon  Heinrich,  seinem  früheren  Herrn  Andreas 
Abel  eine  alte  Schuld  bezahlt  habe  und  infolgedessen 
in  die  Bistritzer  Zunft  aufgenommen  werden  könne. ^) 
Es  bestand  demnach  zwischen  den  Zünften  der  ver- 
schiedenen Städte  in  der  Moldau  eine  so  enge  Ver- 
bindung, dass  ein  Geselle,  der  seine  Verpflichtungen  dem 
Meister  gegenüber  irgendwo  nicht  erfüllt  hatte,  von  der 
Erlangung  der  Meisterwürde  ausgeschlossen  war.  In 
der  Stadt  Kotnar  waren  die  deutschen  Handwerker  in 
Brüderschaften  vereinigt,  die  sehr  wohlhabend  waren. 
Diejenige  der  Fleischer  hatte  sogar  mehrere  fruchtbare 
Weinberge  in  der  Umgegend  der  Stadt,  wie  der  Bischof 
Bandini  von  seiner  Inspektionsreise  in  der  Moldau  be- 
richtete.-*) 

Aus  andern  Quellen,  die  Keindel  für  seine  Studien 
über  das  Deutschtum  in  den  Karpaten  benutzt  hat,  kann 
man  ersehen,  dass  für  die  Gesellen  dieser  deutschen 


1)  Keindel:  Das  Deutschtum  in  den  Karpaten.   Bd.  II. 

2)  Derselbe:  a.  a.  ().    Bd.  II. 
3;  Derselbe:  a.  a.  i).    Bd  III. 
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Innungen  in  Rumänien  eine  dreijährige  Wanderzeit  vor- 
geschrieben war.  Die  Wanderungen  erstreckten  sich 
nicht  nur  auf  die  übrigen  Städte  der  Moldau,  sondern 
auch  nach  Polen,  wo  viele  deutsche  Handwerker  lebten. 
Ferner  wurden  überall,  unter  Mitwirkung  der  Zünfte,  die 
Preise  der  Handwerksprodukte  durch  die  Stadtobrig- 
keit in  der  Weise  geregelt,  dass  ein  bestimmtes  Normal- 
niveau nicht  überschritten  werden  durfte. 

An  dieser  Stelle  möchte  ich,  ohne  freilich  auf  den 
philologischen  Beweis  den  Schwerpunkt  zu  legen,  noch 
hervorheben,  das  zahlreiche  deutsche  Worte  dauernd  in 
die  rumänische  Sprache  übergegangen  sind,  welche  sich 
auf  die  Zunftorganisation  und  die  Tätigkeit  der  Hand- 
werker beziehen.  Auch  diese  auffallende  Tatsache  be- 
stätigt unsere  Überzeugung  von  dem  deutschen  Ursprung 
der  Zünfte.  So  finden  wir  die  Worte:  Maistru  (Meister), 
Baitang  (Beisszange),  Nit  (Niete),  Schlaifar  (Schleifer), 
Stofa  (Stoff),  Scholtus  (Schultheiss),  pargar  (bürger), 
freier  (freier),  lada  (zunftlade)  u.  a.  m.^) 

Die  oben  erwähnten  Urkunden  (es  sind  die  ältesten, 
die  ich  überhaupt  über  die  Zünfte  in  den  rumänischen 
Fürstentümern  vorgefunden  habe)  lassen  keinen  Zweifel 
darüber  zu,  dass  deutsche  Handwerker  in  der  Moldau 
ansässig  und  in  Zünften  vereinigt  waren,  welche  über 
die  Lebensführung  ihrer  Mitglieder  eine  strenge  Kontrolle 
ausübten.  Aber  so  gross  der  Einfluss  der  deutschen 
Einwanderer  in  der  Moldau  war,  so  wenig  ist  anderer- 
seits über  ihre  Wirksamkeit  in  der  Walachei  festzustellen. 
Wie  wir  oben  sahen,  lässt  sich  in  diesem  Lande  nur 
eine  einzige  Stadt  nachweisen,  welche  von  deutschen 


1)  Keindel:  Das  Deutschtum  in  den  Karpaten.  Band  II. 
S.  506. 
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Kolonisten  ^ei^riindet  wurde,  nämlich  Campulung.^j  Auch 
hier  aber  wurde  das  germanische  Element  fast  voll- 
ständig verdrängt.  Es  ist  kaum  anzunehmen,  das  die 
Deutschen  in  anderen  walachischen  Städten  dauernde 
Niederlassungen  gründen  und  eine  geordnete  Zunftver- 
fassung entwickeln  konnten.  Nach  der  Überlieferung 
mieden  die  sächsischen  Kaufleute  dieses  Land;  sie 
wollten  hier  keine  Handelsbeziehungen  anknüpfen,  um 
sich,  wie  sie  es  nannten,  nicht  für  längere  Zeit  „in  der 
wilden  Walachei  zu  begraben."  Denn  einerseits  seien 
dort  „wilde  Bauern"  und  Bojaren,  die  ihren  Schuldver- 
pflichtungen nicht  nachkämen,  und  andererseits  könne 
man  sich  auch  auf  die  Schutzversprechungen  der  Fürsten 
nicht  verlassen.-) 

Die  ersten  uns  erhaltenen  Nachrichten  über  die 
Zünfte  in  der  Walachei  stammen  aus  der  Zeit  gegen 
Ende  des  17.  Jahrhunderts.  Die  Ursache,  weshalb  sich 
hier  die  Handwerker  nicht  früher  organisiert  haben,  ist 
einfach  darin  zu  suchen,  dass  sie  bis  zu  dieser  Zeit 
nicht  in  genügender  Zahl  vertreten  waren,  um  Innungen 
zu  bilden.  Als  dann  ihre  Zahl  zugenommen  hatte,  über- 
nahmen sie  für  ihre  Organisation  die  Einrichtungen, 
welche  in  der  benachbarten  Moldau  verbreitet  waren. 
Dort  war  inzwischen  das  Zunftwesen  soweit  erstarkt, 
dass  es  zu  einer  heimischen  Institution  geworden  war. 
Die  walachischen  Innungen  trugen  daher  von  Anfang 
an  ein  nationales  Gepräge,  obwohl  ihr  Vorbild,  die  Zünfte 
in  der  Moldau,  zweifellos  germanischen  Ursprungs  waren. 

1)  Im  Jahre  1300  wurde,  wie  eine  lateinische  Zuschrift  be- 
weist, im  Kloster  Campulun^,  „Comes  Laurencius  de  Compo- 
longo"  bej^'raben,  der  wahrscheinlich  der  deutsche  Graf  des 
Ortes  war.    (Keindel:  a.  a.  ().    S.  355.) 

'-')  Jorj,'a:  Kronstadt  und  die  Rumänen.    S.  399. 

2 
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Als  später  die  Walachei  unter  die  Herrschaft 
griechischer  Fürsten  geriet,  die  von  den  Türken  einge- 
setzt wurden,  wurde  der  türkische  Einfluss  im  Lande 
massgebend.  So  kam  es,  dass  in  dieser  sogenannten 
Fanariotischen  Zeit  das  Bestreben  hervortrat,  die  türkische 
Zunftorganisation  nachzuahmen;  indessen  erstreckte  sich 
diese  Nachahmung  immer  nur  auf  die  äussere  Form  und 
die  Namen  der  Innungsorgane,  die  Grundzüge  der  Or- 
ganisation blieben  auch  in  dieser  Zeit  der  Fremdherr- 
schaft dieselben. 

Als  das  rumänische  Volk  eine  höhere  Wirtschafts- 
stufe erreichte,  waren  die  deutschen  Zünfte  bereits  auf 
dem  Höhepunkt  ihrer  Organisation  angelangt.  Die  ein- 
heimischen Handwerker  brauchten  nur  diesen  Innungen 
beizutreten  oder  sich  deren  Institutionen  anzueignen,  so- 
weit sie  ihren  Bedürfnissen  entsprachen.  Über  diese 
Übergangszeit,  etwa  Ende  des  16.  und  anfang  des  17.  Jahr- 
hunderts, in  welcher  die  ersten  selbständigen  nationalen 
Handwerker-Verbände  entstanden,  ist  nur  wenig  bekannt. 
Die  Ursachen,  die  diese  Zurückdrängung  des  deutschen 
Elements  in  Rumänien  bewirkten,  waren  kurz  folgende: 
Die  Niederlassungen  der  Fremden  und  ihr  Verkehr  mit 
den  Deutschen  in  Polen  und  Siebenbürgen  hatten 
dauernd  unter  der  Rechtsunsicherheit  des  Landes  zu 
leiden.  Es  gab  zahlreiche  Räuberbanden,  welche  die 
Kaufleute  und  Handwerker  überfielen  und  ihren  Gewerbe- 
betrieb störten.  Ein  weiterer  Grund  war  das  Stocken 
von  Handel  und  Gewerbe,  welches  durch  fortwährende 
Kriege  mit  den  Türken,  Ungarn  und  Polen  hervorge- 
rufen wurde.  Merkwürdigerweise  herrschte  auch  zwischen 
den  Deutschen  in  der  Moldau  und  ihren  Stammesbrüdern, 
die  in  der  Walachei  Handel  trieben,  keine  Eintracht. 
Nur  durch  eine  streng  geschlossene  einheitliche  Organi- 
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sation  hätten  die  Kolonisten  ihre  Privilegien  noch  etwas 
länger  behaupten  können.  Alle  diese  Ursachen  führten 
einerseits  zur  Vertreibung  der  Ansiedler,  andrerseits  zur 
Romanisierung  ihrer  im  Lande  verbreiteten  Einrichtungen. 
Ihr  Dasein  war  vielleicht  auch  nicht  mehr  so  notwendig, 
denn  sie  hatten  das  Zunftwesen  in  allen  seinen  Einzel- 
heiten ausgebildet  und  verbreitet. 

In  der  Zeit,  in  welcher  die  Fürstentümer  unter 
türkischer  Herrschaft  waren,  war  es  naturgemäss,  dass 
die  Mehrzahl  der  Namen  für  die  einzelnen  Zunftorgane 
(staroste,  longea  etc.)  aus  dieser  Sprache  gewählt  wurden, 
in  der  inneren  Organisation  dieser  Verbände  aber  zeigt 
sich  kaum  ein  besonderer  Einfluss  der  Türken. 


Kapitel  2. 
Zweite  Epoche.    Nationale  Zunftbildung. 

§  4. 

Die  Blütezeit  der  rumänischen  Zünfte  im  17. 
und  18.  Jahrhundert. 

Die  Institutionen  der  rumänischen  Innungen  waren 
genau  den  deutschen  nachgebildet.  Wahrscheinlich  er- 
klärt sich  diese  Übereinstimmung  dadurch,  dass  schon 
früher  einzelne  Rumänen  in  die  Zünfte  der  deutschen 
Kolonisten  eingetreten  waren  und  sich  mit  deren 
Handwerksgebräuchen  vertraut  gemacht  hatten.  Später 
entstanden  nationale  Innungen,  die  sich  ausschliess- 
lich aus  Einheimischen  zusammensetzten.  Die  wichtigste 
Grundlage  derselben  war  der  Zunftzwang,  durch  welchen 
den  Handwerken  ein  ausschliessliches  Recht  auf  den  Ge- 

2* 
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Werbebetrieb  und  denAbsatz  ihrerProdukte  gesichert  wurde. 
Die  Zunftordnungen  schrieben  genau  vor,  was  jede  Zunft 
erzeugen  durfte  und  von  welcher  Arbeit  sie  sich  fernhalten 
sollte.  Durch  diesen  Zunftzwang  waren  die  Konsumenten  auf 
eine  bestimmte  Gruppe  von  bevorrechtigten  Produzenten 
angewiesen.  Um  sich  nicht  der  Gefahr  monopolitischer 
Ausbeutung  auszusetzen,  traf  man  andere  ergänzende 
Massregeln.  So  sorgten  die  Zunftältesten  der  Zimmer- 
leute und  Maurer  dafür,  dass  „die  Konsumenten  nicht 
etwa  von  Pfuschern  ausgebeutet  würden."^)  Ferner 
wurde  bestimmt,  dass  die  Produzenten  genug  Vorrat  an 
Waren  haben  sollten,  um  den  ganzen  Bedarf  der  Kon- 
sumenten befriedigen  zu  können.  Mangelt  es  an  einer 
Ware  oder  an  Gewerbetreibenden  einer  Art,  so  wurde 
—  wenn  auch  mit  grossen  Opfern  —  ein  Fremder 
herangezogen  und  am  Orte  angesiedelt,  bis  die  Ein- 
heimischen das  Gewerbe  erlernten.'^)  Sobald  dies  ge- 
schehen war,  musste  der  Fremde  fortziehen. 

In  derselben  Weise  wie  in  Deutschland  durften 
anfangs  auch  in  den  rumänischen  Fürstentümer  Gewerbe- 
treibende verschiedener  Art  derselben  Zunft  angehören. 
So  finden  wir  in  einer  Innung  aus  Roman  Kürschner, 
Gerber  und  Haarschneider  zusammen.^)  Dies  erklärt 
sich  dadurch,  dass  die  Zahl  der  Handwerker  manchmal 
zu  gering  war,  um  eine  selbständige  Zunft  zu  bilden. 
Dagegen  finden  wir  etwas  später,  als  die  Bevölkerung 
stark  zugenommen  hatte,  eine  Spaltung  der  Zünfte.  So 
bildeten  zum  Beispiel  die  Schuster  in  Jassy  von  1635 

1)  Ureke:  Geschichte  der  Rumänen.    Bd.  VI  S.  627. 

2)  Bibliothek  des  Bistums  Roman,  Urkunde  über  die  Weber- 
zunft. 

3)  Melch isedec:  Geschichte  der  Stadt  Roman.  11.  Teil. 
S.  9  ff. 
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bis  1736  mit  den  Sohlenledergerbern  eine  einzige  Zunft, 
und  doch  schieden  sich  in  derselben  Zeit  die  Schuster 
(Tschismari)  von  den  Stiefelmachern  (Tschiobotari).  ^) 

In  dieser  Weise  vermehrten  sich  die  Zünfte,  indem 
die  Arbeitsteilung  zwischen  den  Handwerkern  Fortschritte 
machte.  In  der  Regel  hing  diese  Entwicklung  im  ein- 
zelnen von  der  Grösse  des  Absatzes  ab,  aber  auch  zu- 
fällige äussere  Umstände  konnten  gelegentlich  bewirken, 
dass  sich  eine  engere  Gruppe  von  Handwerkern  zu 
einer  besonderen  Zunft  zusammenschloss. 

Fast  jede  Zunft  hatte  ihre  Schutzheiligen.  So  ver- 
ehrten die  Zünfte  aus  Roman  die  Erzengel  Michael  und 
Gabriel.  Die  Kerzenmacher  aus  Botosani  nahmen  den 
hl.  Demeter  als  Schutzheiligen  und  zwar  mit  Zustimmung 
des  Erzbischofs  Jacov  aus  Jassy.^)  Die  reicheren  In- 
nungen hatten  sogar  eigene  Kirchen,  so  zum  Beispiel 
die  Zunft  der  Barbiere  aus  Bukarest,  welche  der  Hei- 
ligen Paraskiva  eine  Kirche  gewidmet  hatte. 

In  Verbindung  mit  dem  kirchlichen  stand  das  ge- 
sellige Leben  der  Zünfte.  Bei  dem  Stiftungsfeste  wurden 
alle  Mitglieder  bei  Strafe  angehalten,  ihre  Zeit  in  ange- 
messener Weise,  das  heisst  ohne  Ausschweifungen  zu 
verbringen,  was  allerdings  mehr  dahin  ausgelegt  werden 
könnte,  dass  solcher  Unfug  oft  genug  vorgekommen  war. 
Der  Festakt  war  mit  grossen  Feierlichkeiten  verbunden. 
So  finden  wir  in  den  Statuten  der  Zünfte  aus  Roman 
vorgeschrieben,  dass  an  diesem  Tage  alle  Armen,  Bettler 
u.  s.  w.  Unterkunft  in  der  Zunft  finden  und  dass  alle 
Brüder  am  selben  Tage  ein  Liter  Wachs  und  vier  Bretzeln 

1)  MaduK^earu:  Zur  industriellen  Entwicklung  Rumäniens. 

S.  91. 

2)  Urkunde  215.    Rumänische  Akademie  (nach  Lepadatu). 
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(colac)  verteilen  sollten.  Man  sollte  unschuldige  Spiele 
spielen  und  kirchliche,  nicht  weltliche  Lieder  singen, 
„denn  so  gefällt  es  dem  lieben  Herrgott."^) 

Neben  diesem  Fest  zu  Ehren  des  Zunftpatrons  gab 
es  noch  andere  Gelegenheiten  zur  Unterhaltung,  wie  zum 
Beispiele  Trinkgelage  und  sonstige  Lustbarkeiten.  Dass 
es  hierbei  nicht  an  Ausschweifungen  gefehlt  hat,  beweist 
das  spätere  Verbot,  solche  Zechgelage  ohne  Erlaubnis 
des  Polizeimeisters  abzuhalten. 

Die  meisten  Zünfte  waren  ursprünglich  der  Obrig- 
keit der  Kirche  unterworfen.  Der  Episcop  (Bischof) 
hatte  die  Zunftordnungen  zu  genehmigen  und  die  oberste 
Gerichtsbarkeit  auszuüben. 

Dass  die  Zünfte  sich  der  Obrigkeit  des  Bischofs 
unterwarfen,  erklärt  sich  daraus,  dass  in  diesen  un- 
sicheren Zeiten  die  Handwerker  einen  Schutz  gegen  die 
Willkür  der  Bojaren  und  Hofbeamten  suchen  mussten; 
und  der  sicherste  war  der  der  Kirche,  die  am  wenigsten 
den  Umwälzungen  der  Zeiten  ausgesetzt  war.  Wo  aber 
selbst  dieser  Schutz  nicht  ausreichte  —  was  freilich  nur 
sehr  selten  vorkam  —  unterwarfen  sich  die  Zünfte  auch 
einem  Bojaren,  so  zum  Beispiel  die  Zunft  der  Kürschner 
(1673),  die  sich  unter  dem  Schutz  des  Vornic  (Graf)  von 
Suczawa  begab.^) 

Der  Zunftzwang  stellte  zugleich  ein  Konkurrenzver- 
verbot für  die  fremden  dar,  welche  nicht  den  vorge- 
schriebenen Lehrgang  durchgemacht  hatten.  Ein  be- 
deutender Teil  der  Innungsmitglieder  bestand  allerdings 


1)  Urkunde  mitgeteilt  von  Herrn  Lepadatu  (Manuskript). 

2)  Xenopol:  Geschichte  des  rumänischen  Volks.  Bd.  iV 
S.  158. 
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aus  Fremden,  denn  in  allen  Statuten  war  festgesetzt,  dass 
Fremde  des  gleichen  Glaubensbekenntnisses  der  Zunft 
beitreten  durften.  Dies  war  also  eine  Beschränkung, 
die  auf  den  religiösen  Charakter  der  Innungen  zurück- 
zuführen ist.  ^)  Selbstverständlich  wäre  es  sonderbar 
gewesen,  wenn  ein  Armenier,  Jude,  Türke  oder  Deutscher 
gezwungen  worden  wäre,  einen  fremden  Heiligen  anzu- 
rufen, an  einem  fremden  Gottesdienst  teilzunehmen,  oder 
für  den  Unterhalt  einer  anderen  Kirche  Beiträge  zu 
leisten;  vielleicht  hätte  dies  sogar  die  Kirche  nicht  ge- 
duldet. Andererseits  wurden  aber  Ausländer  desselben 
Glaubens  wie  Bulgaren,  Serben,  Griechen  leicht  in  dieZunft 
aufgenommen.  Und  trotzdem  war  der  Zweck  der 
Zünfte  der  Schutz  gegen  die  Konkurrenz  der  „Fremden". 
Als  solche  wurden  in  jedem  Falle  die  Türken,  Juden 
und  Katholiken  bezeichnet,  ferner  auch  Griechen,  Bul- 
garen, Serben,  die  nicht  im  Lande  wohnhaft  waren  und 
endlich  Rumänen,  die  nicht  Zunftmitglieder  waren. 

In  den  Zunftordnungen,  die  stets  vom  Fürsten  ge- 
nehmigt sein  mussten,  finden  wir  wiederholt  den  Satz: 
„Niemand  soll  das  Recht  zu  arbeiten  haben,  oder  an  der 
Arbeit  teilnehmen  ausser  den  Mitgliedern  der  genannten 
Zunft."  Natürlich  gab  es  auch  einige  Waren,  die  eben- 
sowohl im  Lande  von  Handwerkern  angefertigt,  als  von 
Fremden  über  die  Grenze  gebracht  werden  konnten; 
im  letzterene  Falle  aber  hatten  die  Fremden  nur  das  Recht, 
die  Ware  „en  gros"  zu  verkaufen;  und  wenn  sie  Roh- 
material brachten,  mussten  sie  es  an  die  Mitglieder  der 
betreffenden  Zunft  veräussern.  Der  fremde  Kaufmann 
hatte  der  Zunft  stets  eine  bestimmte  Gebühr  zu  ent- 
richten, wenn  er  1  landwerksprodukte  einführte. 


1)  Wachmann:  Korporation  S.  94. 
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Die  Meinung  von  Xenopol  und  Wachmann^), 
dass  eine  völlige  Gleichheit  des  Einkommens  unter  den 
Gewerbetreibenden  bestanden  habe,  halte  ich  für  unbe- 
gründet. Es  fehlte  zwar  keineswegs  an  Einrichtungen 
zur  Beschränkung  der  Konkurrenz  zwischen  den  Mei- 
stern, aber  man  wird  schwerlich  annehmen  können,  dass 
deshalb  nun  auch  wirklich  das  Einkommen  aller  Meister 
gleich  gross  gewesen  ist.  Gegen  diese  Annahme  spricht 
die  Einteilung  der  Handwerker  in  Steuerklassen.  So 
unterschied  man  neben  dem  Schuhmacher  und  dem 
Flickschuster,  je  nachdem  der  Meister  in  der  Stadt  oder 
der  Vorstadt  (Mahala)  seine  Werkstatt  hielt,  die  soge- 
nannten „Ttschismari  de  Ulitza"  (Strassenschuster)  und 
„Tschismari  de  Mahala"  (Vorstadtschuster).  Die  letzte- 
ren zahlten  stets  eine  niedrigere  Steuer  und  mussten 
daher  eine  besondere  Gebühr  an  die  Zunftlade  ent- 
richten, wenn  sie  ihre  Werkstätte  in  die  innere  Stadt, 
also  wahrscheinlich  in  die  Schustergasse,  verlegten. 

Eine  Tendenz  zur  Einschränkung  der  Betriebsgrösse 
ist  deutlich  bemerkbar,  indessen  war  bei  einzelnen  Hand- 
werken, die  mehr  im  Grossen  betrieben  wurden,  die 
Zahl  der  Gesellen,  die  ein  Meister  halten  durfte,  so  hoch 
angenommen,  dass  der  Ausdehnung  des  Betriebes  da- 
durch kaum  eine  Schranke  gesetzt  war.  So  wurde  zum 
Beispiel  in  der  zweiten  Hälfte  des  achtzehnten  Jahr- 
hunderts den  Webern  aus  Jassy  neben  fünf  Gesellen 
innerhalb  der  Werkstatt  noch  die  Beschäftigung  von  fünf 
anderen  ausserhalb  derselben  gestattet^).  Brauchte  man 
grössere  Anlagekapitalien,  so  büdete  man  gemeinschaft- 
liche Betriebe.    So   zum   Beispiel  legten   die  Färber 

1)  Xenopol:  Geschichte  der  Rumänen.  Bd.  IV.  S.  168 
Wachmann:  Über  Korporationen  S.  97. 

2)  Vergleiche  Ureke:  Band  III  S.  61  62. 
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in  Bukarest  eine  Färberei  auf  gemeinsame  Kosten  an. 
Associationen  fanden  auch  zwischen  verschiedenen  Hand- 
werkern, zum  Beispiel  Schuhmachern  und  Sohlenoerbern 
statt.  Während  Vereinigungen  zwischen  Kaufleuten  und 
Handwerkern  strengstens  verboten  waren,  wurden  sie 
zwischen  den  Meistern  verschiedener  Gewerbe  mit  Ge- 
nehmigung der  Zunft  zugelassen.  Diese  Massregeln 
weisen  wohl  darauf  hin,  dass  die  Betriebe  in  jener  Zeit 
oft  nur  klein  waren,  beweisen  aber  zugleich  das  relative 
Zurücktreten  der  Tendenz  zu  künstlicher  Kleinhaltung 
der  Betriebe.  Der  Verkauf  von  fertigen  Handwerks- 
produkten an  fremde  Kaufleute  war  lange  Zeit  verboten, 
später  aber  wurde  bestimmt,  dass  solche  Verkäufe  stets 
dem  Zunftältesten  anzuzeigen  seien,  um  den  Zunftge- 
nossen die  Teilnahme  an  der  Lieferung  möglich  zu 
machen 

Die  Mitglieder  der  Zunft  wohnten,  wie  dies  ursprüng- 
lich auch  in  Deutschland  der  Fall  war,  in  der  Regel  alle 
in  eine  Strasse  So  erklärt  es  sich,  dass  es  bis  jetzt 
in  Rumänien  Bezeichnungen  wie  Kürschner-,  Gerber- 
strasse gibt.  Dem  Gesellen  wurde  aber  nie  erlaubt, 
seine  Werkstatt  in  der  Nähe  seines  früheren  Lehrmeisters 
zu  eröffnen'-).  Der  Hauptzweck  aller  Vorschriften,  die 
wir  bis  jetzt  erwähnt  haben,  war  der,  den  Genossen 
einer  Zunft  ein  gewisses  Existenzminimum  zu  sichern, 
und  in  der  Tat  wurde  dieser  Zweck  solange  erreicht, 
als  die  Zünfte  überhäuft  auf  dem  Höhepunkt  ihrer  Ent- 
wicklung standen.  Zahlreiche  Anzeichen  sprechen  dafür, 
dass  die  Handwerker  sich  in  jener  Zeit  eines  gewissen 
Wohlstandes  und  sozialen  Ansehens  erfreuten. 

1)  Urikariil:  liand  XIV.  S.  1  f. 

2)  Zunitordnun^^  der  Sclineiderzunft  bei  Ureke:  Ge- 
schichte der  Riuniiiien  l>and  XI. 
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§  5. 

Die  innere  Organisation  derZünfte  warfolgende: 

Die  Führung  lag  in  der  Hand  der  Starostie  oder 
Maimarie.  Der  Zunftobermeister  hiess  Staroste  oder 
Maimarbascha  (auch  Zunftältester  genannt,  obwohl  das 
Alter  nicht  den  Ausschlag  gab)^).  Später  hatten  sie 
noch  spezifische  Namen  nach  türkischer  Art,  so  zum 
Beispiel  der  Zunftälteste  der  Schneider  Tirzibascha,  der 
der  Wandmaler  Cacasubascha  u.  s.  w. 

Eine  Zunft  niederen  Ranges  ist  die  Watafie.  Die 
Urkunden  geben  uns  keine  Auskunft,  worauf  der  Unter- 
schied zwischen  Watafie  und  Starostie  beruht.  Vielleicht 
war  es  das  Alter  der  Zunft  oder  die  Zahl  der  Mit- 
glieder, welche  diesen  Unterschied  begründeten;  das 
ausschlaggebende  Moment  aber  war  wahrscheinlich  die 
grössere  oder  geringere  Abhängigkeit  von  dem 
Fürsten,  Tatsache  ist,  dass  der  Fürst  einmal  den 
Bäckern  die  Wahl  eines  Zunftvorstehers  nicht  genehmigte, 
mit  der  Begründung:  „es  sei  bis  jetzt  nicht  gebräuch- 
lich gewesen,"  dass  die  Bäcker  sich  selbst  einen  Sta- 
rosten wählen,  denn  die  Oberaufsicht  über  sie  habe  der 
Schohus  (Schultheiss)  ^)  ausgeübt. 

Man  könnte  hiernach  vielleicht  annehmen,  dass  die 
Watafie  eine  später  unter  türkischem  Einfluss  entstandene 
Organisation  war,  die  niemals  volle  Autonomie  erlangte. 

1)  Während  sich  das  Wort  „Meister"  für  die  einzelnen 
Betriebsleiter  erhalten  hat,  ist  mir  ein  besonderes  deutsches 
oder  rumänisches  Wort  für  den  Obermeister  der  Innung  nicht 
bekannt,  woraus  man  aber  schwerlich  den  Schluss  ziehen  darf, 
dass  diese  Einrichtung  türkischen  Ursprungs  ist. 

2)  Ureke:  Geschichte  der  Rumänen  Bd.  I  S.  451/52. 

3)  Ureke:  a.  a.  0.  Band  II  S.  180. 
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Wataf  heisst  noch  heute  Aufseher  und  ist  ein  rein 
türkisches  Wort.  Es  gab  sogar  Watafii,  in  welchem  un- 
gelernte Arbeiter  wie  Ziegel-  und  Sandträger  vereinigt 
waren,  andererseits  persönliche  Diener  wie  die  Köche, 
die  sich  für  besondere  Gelegenheiten  vermieteten.  Ähn- 
lich war  auch  die  ursprüngliche  Stellung  der  Bäcker, 
sie  waren  lange  Zeit  nur  als  Störer  oder  Lohnwerker 
beschäftigt,  erst  später  begannen  sie  die  Rohmaterialien 
für  ihre  Produkte  selbst  zu  liefern.  Dagegen  bildeten 
die  Leichenträger  und  die  Bettler  eine  autonome  Zunft, 
dass  heisst  sie  hatten  selbstgewählte  Vorsteher.  Das- 
selbe gilt  von  einer  besonderen  Gilde  von  Armen, 
welche  als  Totenwäscher  fungierten  und  bei  Begräbnissen 
Geschenke  einsammelten.  Andererseits  ist  freilich  auch 
die  Möglichkeit  nicht  ausgeschlossen,  dass  das  Amt  des 
Zunftaufsehers  schon  vor  der  türkischen  Zeit  vorhanden 
war  und  nur  wegen  seines  Zusammenhanges  mit  den 
Verwaltungsbehörden  einen  türkischen  Namen  erhielt. 
Da  Rumänien  Jahrhunderte  lang  unter  türkischer  Herr- 
schaft stand,  so  ist  anzunehmen,  dass  auch  die  gewerb- 
liche Organisation  durch  türkische  Einflüsse  bestimmt 
oder  modifiziert  wurde.  Hauptsächlich  zeigt  sich  dieser 
Einfluss  wohl  in  der  stärkeren  Abhängigkeit  des  Sta- 
rosten von  der  Staatsbehörde,  die  jetzt  an  Stelle  der 
Bischöfe  den  Schutz  des  Gewerbes  übernommen  hatte. 

Die  freien  Zünfte  fbresle)  wählten  den  Zunftältesten 
aus  ihrer  Mitte.  Im  Beginn  dieser  Periode  wurde  er 
von  dem  Bischof,  später  seit  dem  siebzehnten  Jahrhun- 
dert vom  Fürsten  bestätigt.  In  ihrer  Blütezeit  waren 
sie  in  Bezug  auf  ihre  wirtschaftlichen  Verhältnisse  ganz 
unabhängig  von  der  Staatsgewalt.  Mit  der  Zeit  aber 
versuchten  die  Fürsten  in  die  Geschäfte  der  Zünfte  sich 
mehr  und   mehr  einzumischen.    Anfangs  leisteten  die 
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Zunftmitglieder  zähen  Widerstand,  und  sehr  oft  mussten 
die  Fürsten  nachgeben.  So  wollte  im  April  1812  der 
Fürst  Moruzi  einen  jungen  unerfahrenen  Schneider  der 
Innung  als  Zunftmeister  aufdrängen.  Sie  protestierte  und 
zwang  den  Fürsten,  den  von  ihnen  gewählten  Ober- 
meister zu  bestätigen^).  Kurz  vorher,  im  Jahre  1795, 
verordnete  derselbe  Fürst  Moruzi  bei  der  Reform  der 
vereinigten  Zunft  der  Zimmerleute  und  Maurer,  dass  der 
Zunftälteste  in  den  Bojarenstand  erhoben  würde  und 
vom  Staat  ein  Gehalt  erhielte.  Das  gab  Anlass  zum 
Protest  und  erst  1811  gelang  es  den  Handwerkern,  ihre 
Selbständigkeit  wieder  durchzusetzen^). 

Der  Zunftälteste  wurde  von  der  ganzen  Zunft  ge- 
wählt; bildeten  aber  mehrere  Gewerbearten  eine  Zunft, 
so  wählte  jedes  Gewerbe  einen  Vorsteher,  der  Wataf 
hiess,  und  alle  zusammen  einen  Starosten.  Das  zeigt 
uns  auch,  dass  die  Watafii  eine  untergeordnete  Stellung 
in  der  Zunftordnung  hatten^),  dass  aber  dieses  Wort 
sowohl  für  vom  Polizeimeister  ernannte,  wie  von  den 
Handwerkern  selbst  gewählte  Aufseher  gebraucht  wurde. 
Die  letzteren  bedurften  in  der  Blütezeit  der  Zünfte  nicht 
einmal  der  Bestätigung  durch  die  Obrigkeit. 

Der  Zunftälteste  hatte  einige  Privilegien  steuerlicher 
Natur,  er  erhielt  das  Privileg,  Frohnarbeiter  zu  beschäf- 
tigen, das  heisst  unfreie  Leute,  welche  in  seinem  persön- 
lichen Dienst  standen  und  bezog  ein  Einkommen  aus 
den  Beiträgen  der  Zunftmitglieder  oder  der  fremden 
Kaufleute.  Die  Höhe  der  Strafgelder  hatte  er  zusammen 
mit  dem  Zunftausschuss  festzusetzen,  erhielt  aber  dafür 
einen  gewissen  Anteil  aus  der  Zunftlade. 

1)  Ureke:  a.  a.  O.  Band  IX  S.  589. 

2)  derselbe:  a,  a.  O.  Band  IX  S.  587. 

3)  derselbe:  a.  a.  O.  Band  VI  S.  695. 
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Dem  Zunftältesten  stand  zur  Seite  ein  Beirat  oder 
Ausschuss,  aus  eini^i^en  Mitgliedern  bestehend,  die  sich 
Prestosti  oder  Epitropi  oder  einfach  Batrani  (Älteste) 
nannten.  So  hatten  die  Barbiere  sechs,  die  Gerber 
acht,  die  Schneider  aus  Bukarest  vier  „die  von  den 
Besten  ausgewählt  waren" 

Falls  es  eine  gemischte  Zunft  war  —  wir  haben 
gesehen,  dass  es  solche  gab  —  so  wählte  man  aus 
jedem  Handwerk  einen  Epitrop,  vielleicht  auch  mehrere, 
und  alle  zusammen  bildeten  den  Rat.  Beispiele  haben 
wir  in  der  Zunft  der  Maurer,  Zimmerleute,  Sand-  und 
Ziegelkärner. 

Die  Gerichtsbarkeit  der  Zunft  hatte  die  Versamm- 
lung der  Epitropi  unter  Vorsitz  des  Zunftmeisters  auszu- 
üben. Diese  Versammlung  hiess  Longea  und  war  das 
Organ,  welches  die  Einhaltung  der  Zunftordnung  über- 
wachte^). Sie  hatte  die  Streitigkeiten  zwischen  den 
Handwerkern  untereinander  und  den  Gewerbetreibenden 
und  Konsumenten  zu  erledigen. 

Ohne  Zustimmung  dieses  Zunftrats  konnte  der 
Zunftälteste  keine  Strafe  auflegen^).  Der  Zunftrat  hatte 
die  Streitigkeiten  zwischen  den  Handwerkern,  sowie 
zwischen  den  Konsumenten  und  Produzenten  zu  regeln ; 
wie  der  Zunftrat  im  einzelnen  dieses  Amt  ausübte,  fin- 
den wir  in  den  Urkunden  nicht  erwähnt,  wahrscheinlich 
nach  dem  alten  rumänischen  Gewohnheitrecht  „Obit- 
scheiul  Pamantului." 

Der  Rat  hatte  das  Recht,  nach  erfolgloser  Ermah- 
nung die  Prügelstrafe  zu  verhängen  *)  oder  auch  Strafen 

n  Ureke:  a.  a.  ().  Band  I  S.  454,  462. 

2)  Ureke:  a.  a.  O.  Band  I,  VI,  Vlll,  XII. 

3)  Ureke:  a.  a.  ().  Band  II  S.  193. 

4)  Xenopol:  a.  a.  ().  Bd.  IV  S.  180  und  Ureke:  Bd.  1 
S.  452. 
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in  Geld  oder  Wachs  festzusetzen^).  Als  letzte  Instanz 
fungierte  bis  1680  der  Bischof,  nachher  der  Vel  Aga 
(Minister  des  Innern)  der  Fürsten^). 

Derjenige,  der  die  Entscheidung  des  Zunftrats 
vollstreckte  und  die  Beiträge  sammelte,  hiess  Tscheausch, 
Er  war  gegen  Lohn  angestellt.  Später,  in  der  Verfall- 
zeit, gelangte  dieser  Vollstreckungsbeamte  zu  grosser 
Macht,  da  er  mehr  oder  weniger  der  Vertrauensmann 
des  Fürsten  wurde. 

Neben  den  früher  gezeigten  Zwecken  hatten  die 
Zünfte  auch  den  Charakter  einer  Genossenschaft  zu 
gegenseitiger  Beihilfe.  Jede  Zunft  hatte  eine  Zunftlade 
(Cutie)  das  heisst,  eine  gemeinsame  Kasse.  Die  ge- 
sammelten Beiträge  dienten  zur  Unterstützung  der  Zunft- 
genossen bei  Arbeitsunfähigkeit,  Krankheit  oder  Tod. 
Ein  Teil  des  Geldes  (nach  Jorga:  ein  Achtel),  diente 
für  kirchliche  Zwecke. 

Das  Einkommen  der  Zunftlade  bestand  aus  den 
wöchentlichen  Beiträgen  der  Zunftmitglieder  —  Meister 
und  Gesellen  —  aus  den  Strafgeldern  nnd  aus  den 
Gebühren,  die  die  Fremden  für  den  Verkauf  ihrer  Waren 
zahlen  mussten. 

Anfangs  wurden  die  Beiträge  in  Naturalprodukten 
bezahlt,  und  zwar  meist  in  Wachs.  Im  achtzehnten 
Jahrhundert  begann  man  dagegen  die  Beiträge  in  Geld 
zu  entrichten. 


1)  Ureke:  a.  a.  O.Band  II  S.  193  u.  196.  Bd.  XIII  S.  118. 

2)  Mit  diesem  Jahre  endete  also  das  kirchliche  Patronat, 
und  es  begann  die  weltliche  Herrschaft  der  Fürsten,  welche, 
wie  wir  im  folgenden  zeigen  werden,  bald  zu  zahlreichen  Ein- 
griffen in  die  althergebrachten  Vorrechte  der  Innungen  führte 
und  schliesslich  sogar  ihre  Auflösung  zur  Folge  hatte. 
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Bei  Eröffnung  der  Zunftlade  mussten  alle  Mitglieder 
der  Zunft  gegenwärtig  sein;  später  wurde  sie  wiederum 
von  dem  Zunftvorsteher  und  Beirat  versiegelt.  Einmal 
jährlich  musste  der  Übermeister  Rechenschaft  legen,  um 
nachzuweisen,  dass  er  seine  Dienste  treu  verrichtet 
habe. 

Die  Lehrlinge  wurden  von  den  Meistern  aufge- 
nommen auf  Grund  eines  mit  seinen  Eltern  oder  Pflegern 
geschlossenen  Vertrages.  In  diesem  Vertrag  verpflichtete 
sich  der  Meister,  in  einer  bestimmten  Zeit  den  Lehrling 
das  Handwerk  gründlich  zu  lehren;  dafür  bekam  er  ein 
Lehrgeld.  Die  Lehr-  und  Dienstzeit  war  verschieden; 
in  der  Moldau  betrug  sie  3  Jahre,  in  der  Walachei  mit- 
unter weniger,  je  nach  dem  Lehrvertrag,  den  die  Meister 
mit  den  Eltern  schlössen.  Darauf  folgte  eine  Dienstzeit 
von  einem  halben  bis  zu  einem  Jahre,  mit  einem  Lohn, 
der  vom  Zunftrat  festgestellt  wurde.  Nachher  musste 
der  Lehrling  eine  Prüfung  bestehen,  bei  welcher  die 
Meister  sich  überzeugen  sollten,  ob  er  vollständig  aus- 
gebildet war;  dabei  musste  er  ein  Gesellenstück  liefern. 
Bestand  er  die  Prüfung,  so  wurde  er  sogleich  in  die 
Zunft  aufgenommen  und  ein  Register  (Catastif)  einge- 
tragen. Als  Eintrittsgebühr  musste  er  anfangs  eine  Metze 
Getreide,  später  Geld  entrichten. 

In  der  späteren  Zeit  erhielt  der  Lehrling,  wenn  er 
in  die  Zunft  aufgenommen  wurde,  ein  Diplom  (Tesch- 
kerea).  Zeigte  sich  bei  der  Prüfung,  dass  er  seines 
Handwerks  noch  nicht  mächtig  genug  war,  so  ging  er 
zu  einem  anderen  Meister  und  das  Lehrgeld  wurde 
seinen  Eltern  zurückgegeben.  Ob  der  Geselle  später 
nocli  eine  Meisterprüfung  zu  bestehen  hatte,  wird  nirgends 
erwähnt,  docli  sprechen  die  Urkunden  hier  und  da  von 
Meisterstücken,  die  die  Annahme  einer  solchen  Prüfung 


—    32  — 


nahe  legen.  Jedenfalls  sehen  wir,  dass  kein  besonderer 
sozialer  Unterschied  zwischen  Meistern  und  Gesellen 
bestand;  die  letzteren  unterschieden  sich  von  den  Mei- 
stern vielmehr  nur  dadurch,  dass  sie  keine  eigene  Werk- 
statt besassen,  doch  gelangte  die  Mehrzahl  der  Gesellen 
später  in  den  Besitz  eines  eigenen  Betriebes.  Anders 
war  das  wohl  nur  in  der  Weberei  und  ähnlichen  Erwerbs- 
zweigen, wo  ein  lebenslänglicher  Gesellenstand  vorkam. 

Die  Lehrlinge  und  Gesellen  durften  ihren  Meister 
nicht  verlassen,  ohne  die  Einwilligung  des  Zunftrats  zu 
erlangen.  Derjenige,  der  von  seinem  Meister  weglief, 
konnte  nicht  von  einem  anderen  aufgenommen  werden. 

Die  Meister  durften  niemals  mehr  Gesellen  halten, 
als  der  durch  die  Innung  bestimmten  Grösse  der  Werk- 
statt entsprach. 

Diejenigen  Gesellen,  die  Meister  wurden  und  selbst- 
ständig eine  Werkstatt  eröffneten,  mussten  das  doppelte 
Eintrittsgeld  an  die  Zunftlade  bezahlen,  gegenüber  den- 
jenigen, welche  bei  ihrem  alten  Lehrmeister  blieben  und 
mit  ihm  die  Werkstatt  teilten.  Den  Söhnen  der  Hand- 
werker, die  dasselbe  Handwerk  wie  der  Vater  ausübten, 
wurden  die  Gebühren  erlassen.  Die  Wanderzeit  wird 
nur  in  den  moldauischen  Zunftordnungen  erwähnt^);  sie 
betrug  6 — 15  Monate.  Von  1725  ab  finden  wir  sie  in 
den  Statuten  der  neugebildeten  Zünfte  nicht  mehr. 

Dies  war  die  Organisation  der  rumänischen  Hand- 
werks-Innungen in  dieser  Epoche. 

1)  Zunftordnung  der  Tischler  und  Holzschneider  (1694)  in 
der  Sammlung  des  Frhr.  v.  Hurmuzaky. 
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§  6. 

Der  Niederzwang  der  Zünfte. 

Solange  die  rumänischen  Zünfte  unter  dem  Patronat 
einheimischer  Bischöfe  standen,  etwa  bis  zum  Jahre  1680, 
waren  sie  gegen  willkürliche  Massnahmen  der  Regierung 
geschützt  und  ihr  Absatz  relativ  gleichmässig  und  ge- 
sichert. Dies  änderte  sich  allmählich,  als  das  Land  unter 
die  Herrschaft  der  fanariotischen  Fürsten  geriet. 

Sobald  diese  fremden  Herrscher  sich  sicher  fühlten, 
unterwarfen  sie  die  Handwerker  dem  Richterspruch 
ihres  Ministers  (Vel  aga)  und  erlaubten  sich  bei  den 
verschiedensten  Gelegenheiten  Eingriffe  in  die  Zunft- 
autonomie. Der  Zweck  solcher  Eingriffe  war  wohl  in 
der  Regel  fiskalische  Ausbeutung  der  Handwerker.  Da 
die  Fürsten  stets  nur  einige  Monate  am  Ruder  waren  — 
sie  kamen  aus  Konstantinopel,  wo  sie  für  ihre  Ernennung 
grosse  Summen  aufwenden  mussten  —  so  waren  sie 
darauf  angewiesen,  diese  Kosten  möglichst  schnell  aus 
dem  Lande  wieder  herauszuziehen.  Der  Wohlstand  der 
Stadt-  sowohl  wie  der  Landbevölkerung  ging  unter  die- 
ser willkürlichen  Verwaltung  zurück,  und  so  war  es  der 
Umschwung  in  den  politischen  Verhältnissen,  welcher 
nach  einer  etwa  1^2  Jahrhunderte  dauernden  Blütezeit 
eine  neue  Wendung  in  der  Geschichte  der  Zünfte  her- 
beiführte. 

In  der  Folgezeit  machten  sich  auch  andere  Umstände 
i^^eltend,  die  zum  Verfall  und  zur  Auflösung  derselben 
führten.  Die  Ursachen  dieses  Rückganges  möchte  ich 
nun  näher  ins  Auge  fassen. 

Infolge  der  grossen  Verarmung  der  Bevölkerung, 
besonders  des  Bauernstandes,  nahm  in  dieser  Zeit  der 
Absatz  der  Handwerker  stark  ab.  Auch  der  Druck  der 
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Steuerlasten  war  ein  fast  unerschwinglicher.  Damals 
war  die  weitgehende  Arbeitsteilung  zwischen  den  Zünften, 
welche  sich  in  der  Blütezeit  des  rumänischen  Handwerks 
entwickelt  hatte,  nicht  mehr  in  derselben  Weise  durch- 
führbar wie  früher.  Es  entstanden  daher  Kämpfe  zwi- 
schen den  Zünften,  die  vielfach  damit  endeten,  dass  die 
Fürsten  mehrere  konkurrierende  Innungen  einfach  zu- 
sammenlegten. 

Diese  Streitigkeiten  über  die  Verteilung  der  Pro- 
duktionsgebiete waren  bei  vielen  Innungen  das  erste 
Anzeichen  des  beginnenden  Verfalls.  Es  war  nicht 
immer  ganz  leicht  festzusetzen,  wo  die  Tätigkeit  einer 
Klasse  von  Gewerbetreibenden  aufhören  soHte,  um  der 
anderen,  ihr  nahe  verwandten  Klasse  Platz  zu  machen. 

Wo  musste  zum  Beispiel  die  Tätigkeit  der  Schal- 
waragi  (Schalvari  =  Türkische  Hosen-Schneider)  auf- 
hören und  die  der  Pantalonari  (Hosenschneider)  ein- 
setzen?^) Schneider  war  ja  einer  wie  der  andere.  Man 
konnte  nicht  einem  Schalwaragiu  verbieten,  ein  Paar 
europäische  Hosen  anzufertigen! 

Es  entstanden  Reibungen,  und  so  gab  man  den 
Fürsten  Gelegenheit,  sich  mehr  und  mehr  in  die  inneren 
Angelegenheiten  der  Zünfte  einzumischen.  Eine  Zunft 
verlangte  die  Beihilfe  des  Herrn  gegen  eine  andere,  und 
so  griffen  die  Fürsten  nach  und  nach  immer  häufiger  ein. 
Während  sie  einer  Zunft  das  Monopol  des  Gewerbes 
bewilligten,  entzogen  sie  es  der  anderen.  Die  Autorität 
des  Rates  und  des  Zunftältesten  wurde  immer  geringer, 
bis  der  Innungsmeister  ein  einfacher  Beamter  des  Für- 
sten geworden  war. 

Ein  anderes  Moment,  das  ebenso  wichtig  zu  sein 
scheint,  ist  das  beharrliche  Festhalten  am  Altherge- 

I)  Madgeam  a.  a.  O.  f. 
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brachten,  das  zu  einem  völligen  Stillstande  der  Technik 
führte.  Es  heisst  oft  in  den  Urkunden  „man  soll  nach 
dem  alten  Gebrauch  arbeiten."  Die  Form  und  der  Stoff 
der  herzustellenden  Produkte  wurde  genau  vorgeschrie- 
ben. Das  war  für  die  Zünfte  verhängnisvoll,  denn  mit 
der  Einführung  der  europäischen  Zivilisation  und  gleich- 
zeitig des  französischen  Luxus,  stiegen  die  Bedürfnisse 
der  Einwohner  der  Städte  ausserordentlich  rasch.  Man 
brauchte  elegantere  Wohnungen,  moderne  Kleider,  Stiefel 
und  Hüte  nach  französischer  Mode,  und  der  Befriedigung 
dieses  Bedarfes  waren  unsere  alten  Handwerker  nicht 
gewachsen. 

Aus  diesen  Verhältnissen  zogen  deutsche  und 
russische  Handwerker,  sowie  französische  und  sieben- 
bürgische  Kaufleute  den  unmittelbaren  Vorteil,  da  die 
einheimischen  Innungen  sich  nicht  von  den  alten,  über- 
lieferten Vorschriften  losreissen  konnten. 

So  hatte  denn  dieses  Übergangsstadium  von  einer 
primitiven  zur  modernen  Zivilisation  für  die  Zünfte 
Rumäniens  bedenkliche  Folgen.  Die  ganze  Zukunft  des 
Landes  wurde  dadurch  beeinflusst,  dass  nunmehr  die 
ausländischen  Handwerker  den  Platz  der  einheimischen 
einnahmen. 

Hierzu  kam  ein  äusseres  Moment.  Die  fremden 
Handwerker  erhielten  durch  Vermittlung  angesehener 
Konsuln  allerlei  Privilegien ;  unter  anderem  Zutritt  zu 
den  Zünften.  Das  war  für  diese  aber  auch  wieder  ver- 
hängnisvoll, denn  die  Steuern  wuchsen  fortwährend,  das 
Absatzgebiet  wurde  trotz  der  Steigerung  der  Bedürfnisse 
immer  kleiner,  und  die  Konkurrenz  mit  den  fremden 
Gewerbetreibenden  nahm  stetig  zu.  Diese  Ausländer 
—  anfangs  hauptsächlich  österreichische  Untertanen, 
später   Franzosen,  Russen  u.  s.  w.  —  brauchten  die 
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schweren  Steuern  nicht  zu  bezahlen,  da  sie  durch  ihre 
Konsuln  davor  geschützt  wurden,  und  in  dieser  Epoche 
waren  die  Konsuln  manchmal  einflussreicher  als  die 
Fürsten  selbst.  Hierzu  kam  noch,  dass  die  Armenier 
und  Juden  nationale  Zünfte  gründeten,  die  sich  voll- 
ständig gegen  die  übrigen  Handwerker  abschlössen. 
Durch  den  Fürsten  Sturdza  erhielten  diese  Innungen 
Steuerprivilegien,  die  den  heimischen  Zünften  versagt 
blieben.  Seit  dieser  Zeit  sind  die  Juden  völlig  in  das 
wirtschaftliche  Leben  Rumäniens  eingedrungen,  haben 
Handel  und  Gewerbe  an  sich  gerissen  und  lange  die 
Vorherrschaft  im  Verkehr  behauptet. 

Sei  es  nun,  dass  die  Fremden  in  die  Zünfte  der 
Einheimischen  eintraten,  sei  es,  dass  sie  national  ge- 
schlossene Zünfte  bildeten,  in  jedem  Falle  waren  die 
Rumänen  im  Nachteü.  Die  einzige  Rettung  für  sie  wäre 
gewesen,  sich  die  neue  Technik  anzueignen,  dazu  aber 
fehlten  ihnen  alle  Vorbedingungen. 

Im  Jahre  1820  gab  eine  Massregel  des  Fürsten 
Alexander  Sutzu  den  ersten  Anstoss  zu  dem  Untergang 
der  Zünfte.  Dieser  Fürst  gestattete  nämlich  auf  Grund 
eines  Vertrages  mit  Österreich,  den  österreichischen 
Untertanen  (Suditzii)  den  freien  Eintritt  in  die  Zünfte. 
Einige  Monate  später  wurden  durch  einen  Erlass  des 
Fürsten  vom  Juli  1820  die  Zünfte  allen  Fremden  ge- 
öffnet. Jetzt  begann  die  Aera  der  absoluten  Abhängig- 
keit der  Innungen  von  der  fürstlichen  Gewalt.  Die 
Zunftordnungen  wurden  ein  toter  Buchstabe.  In  einem 
anderen  Lande  hätte  diese  Massregel  die  vollständige 
Auflösung  der  Zünfte  bedeutet.  In  Rumänien  aber,  wo 
man  mehr  oder  weniger  an  die  Teilnahme  der  Fremden 
an  den  Zünften  gewöhnt  war,  führte  sie  nicht  zur  so- 
fortigen Aufhebung  derselben.    Es  erhielten  sich  noch 
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die  äusseren  Formen  der  früheren  Zunftordnun^j^,  bis  im 
Jahre  1834  das  soi^enannte  organische  Reglement  alle 
Monopole  und  Privilegien  abschaffte,  und  die  vollständige 
Gewerbefreiheit  einführte. 

Die  Folge  war,  dass  die  Zünfte  bedeutungslos  wur- 
den. Zwar  bestand  noch  eine  Jahrzehnte  lang  eine  for- 
melle Organisation,  da  es  wegen  der  Steuer  der  Regie- 
rung bequem  war,  sie  zu  erhalten,  aber  am  27.  Juli 
1873,  nach  den  Unruhen  von  Giurgewo  dekretierte 
die  Regierung:  „dass  die  bisher  noch  bestehenden  Zünfte 
abgeschafft  werden  sollten'^)."  Dies  ist  die  letzte  Nach- 
richt über  die  alte  Form  der  rumänischen  Zünfte. 


1)  Robin-Derescu.  Die  letzte  Zünften  (in  literarische  Ge- 
spräche). 


II.  Teil. 


Die  Entwicklung  des  Handwerks  im  rumänischen 
Staate  und  seine  gegenwärtige  Organisation  in 
Zwangsinnungen. 

Kapitel  1. 

Erste  Epoche:    Gewerbefreiheit  und  Freihandel  in  ihrem 
Einfluss  auf  die  Lage  der  Handwerker. 

§  7- 

Verhältnis  der  Handwerks  nach  Aufhebung 
der  Zünfte. 

Im  ersten  Teil  dieser  Abhandlung  haben  wir  ge- 
zeigt, wie  unter  dem  Einfluss  der  fremden  Konkurrenz 
die  rumänischen  Zünfte  allmählich  in  Verfall  gerieten. 
Nach  der  Beseitigung  des  Zunftzwanges  hatten,  wie  wir 
sahen,  die  Ausländer  das  Recht  erhalten,  Unternehmungen 
im  Lande  zu  begründen,  wenn  sie  eine  bestimmte  Ge- 
bühr an  die  Zunftlade  entrichteten^). 

Andererseits  waren  viele  Fremde  in  die  Zünfte  auf- 
genommen worden,  sodass  das  Handwerk  nach  und 
nach  seinen  nationalen  Charakter  verior.  Dazu  kam, 
dass  die  zahlreich  im  Lande  vertretene  jüdische  Bevölke- 
rung sich  mehr  und  mehr  der  gewerblichen  Produktion 
zuwandte  und  die  rumänischen  Handwerker  zum  Teil 


1)  Manual  administrativ  II  S.  2. 
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verdrängte.  Während  die  Ausländer  hauptsächlich  durch 
ihre  höhere  technische  Ausbildung  und  Leistungsfähig- 
keit einen  grösseren  Vorsprung  erlangten,  waren  die 
jüdischen  Handwerker  anfangs  kaum  in  besserer  Lage 
als  die  rumänischen,  aber  sie  zeichneten  sich  meist 
durch  einen  hochentwickelten  Erwerbssinn  aus.  Infolge 
ihrer  grossen  Sparsamkeit  und  Bedürfnislosigkeit  ver- 
mochten sie  sich  bald  zu  einer  günstigeren  wirtschaft- 
lichen Stellung  zu  erheben.  Je  wohlhabender  sie  wur- 
den, um  so  eher  gelang  es  ihnen,  sich  auch  von  der 
Beitragspflicht  an  die  Zunftkassen  zu  befreien^).  Schon 
in  der  Verfallzeit  der  rumänischen  Zünfte  gründeten  sie 
ihre  eigenen  Innungen,  die  das  Unterstützungswesen 
selbständig  organisierten.  Die  Einrichtungen  bei  diesen 
Zünften  waren  im  wesentlichen  dieselben,  wie  die  der 
rumänischen  Handwerker.  Als  nun  die  Zünfte  aufge- 
hoben wurden  und  damit  die  absolute  Gewerbefreiheit 
in  Rumänien  proklamiert  war,  machten  die  jüdischen 
Handwerker  in  den  Städten  so  rasche  Fortschritte,  dass 
der  Prozentsatz  der  rumänischen  Handwerksmeister  mehr 
und  mehr  zurückging.  Nach  der  Enquete  von  1901, 
welche  allerdings  lückenhaft  war,  gestalteten  sich  die 
Verhältnisse  im  Handwerk  wie  folgt: 

68.8  «/o  Rumänen 
17,3%  Fremde 

13.9  «/o  Juden. 

Der  allgemeinen  Proportion  der  Bevölkerung  nach 
würden  dagegen  auf  85— 90^/o  Rumänen  nur  10— 15  Vo 
Fremde  und  Juden  entfallen. 

Ij  Schon  1838  befreite  der  Fürst  M.  Stürza  die  jüdischen 
Handwerker  von  den  Gebühren,  die  sie  der  Zunftlade  zu  ent- 
richten hatten,  anj^eblich,  weil  sie  ein  Hospital  auf  eigene 
Kosten  unterhielten.  Mad^earu  a.  a.  O.  S.  97. 
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In  der  Moldau  waren  die  Verhältnisse  noch  un- 
günstiger. Hier  waren  nahezu  50  ^/o  der  Handwerker 
Juden  (in  einzelnen  Distrikten  sogar  75  ^o)?  während  der 
Rest  der  gewerbetreibenden  Bevölkerung  aus  Rumänen 
und  Fremden  bestand. 

Ein  zweiter  Faktor,  welcher  auf  die  materiellen  Ver- 
hältnisse der  Handwerker  nachteilig  einwirkte,  war  das 
rasche  Vordringen  der  westeuropäischen  Zivilisation.  Es 
tauchten  jetzt  bei  den  herrschenden  Klassen  ganz  neue 
Bedürfnisse  auf;  man  begnügte  sich  nicht  mehr  mit  den 
alten  Handwerksprodukten.  Unsere  Handwerker  waren 
auf  diese  plötzlichen  Bedarfsverschiebungen  nicht  vor- 
bereitet und  fremde  Unternehmer  traten  an  ihre  Stelle. 
„Im  allgemeinen  —  sagte  der  konservative  Minister  Carp 
—  wird  die  Technik  des  Handwerks  durch  Meister  und 
Gesellen  der  jüngeren  Generation  überliefert.  Was 
können  aber  jetzt  junge  Handwerker  von  den  alten  er- 
lernen? Lange  Pelzmäntel  herstellen,  wenn  alle  Kunden 
einen  Frackanzug  tragen  wollen,  oder  Waschtröge  aus 
Messing  machen,  wenn  jedermann  Porzellantöpfe  ver- 
langt?" 

Man  war  gezwungen,  sich  nach  Fremden  umzu- 
sehen, die  solche  Artikel  lieferten.  Sobald  diese  sich 
im  Lande  niedergelassen  hatten,  brauchten  sie  auch 
Gehilfen  und  Gesellen,  die  naturgemäss  vorwiegend  aus 
dem  Auslande  herangezogen  wurden,  und  so  sahen  sich 
die  Rumänen  vielfach  vom  Handwerksbetrieb  ausge- 
schlossen, weil  sie  die  neue  Technik  nicht  so  rasch 
erlernen  konnten. 

Vergeblich  versuchte  man  im  Jahre  1851  Hand- 
werkerschulen einzurichten.  Sie  mussten  wegen  Mangel 
an  Beteiligung  nach  kurzer  Zeit  wieder  geschlossen 
werden. 
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Ein  weiteres  Moment,  welches  die  Abnahme  des 
Handwerkerstandes  bedingte,  war  die  Bestimmung  der 
Verfassung,  nach  welcher  lediglich  rumänische  Bürger 
zur  Bewerbung  um  Beamtenstellungen  zugelassen  werden. 
Diese  Bestimmung  war  für  das  nationale  Leben  Rumä- 
niens unbedingt  notwendig,  aber  sie  zeigte  sich  als  nach- 
teilig für  das  Handwerk.  Fremde  jeder  Art,  das  heisst 
Ausländer  und  Juden,  waren  vom  Beamtenstande  aus- 
geschlossen und  somit  ausschliesslich  darauf  ange- 
wiesen, sich  in  Gewerbe  und  Handel  zu  betätigen,  denn 
auch  der  Landerwerb  war  ihnen  verboten;  nur  als 
Pächter  konnten  sie  sich  der  Landwirtschaft  widmen. 
Da  nun  die  Zahl  der  Beamtenstellen  bei  der  Neuorgani- 
sation des  rumänischen  Staates  stark  vermehrt  wurde, 
so  war  es  naturgemäss,  dass  die  intelligentesten  Elemente 
der  bürgerlichen  Bevölkerung,  die  sich  bisher  mit  Han- 
del und  Gewerbe  beschäftigt  hatten,  sich  dem  Staats- 
dienste zuwandten.  Wie  dies  zur  Verminderung  der 
rumänischen  Handwerker  beitrug,  das  lässt  sich  unter 
andern  aus  einem  Bericht  der  Handelskammer  zu  Bo- 
tosani  vom  Jahre  1901  ersehen:  „Von  den  Absolventen 
der  Gewerbeschulen  sind  nur  einige  wenige  als  Schuster 
und  Schneider  etc.  dem  Handwerk  treu  geblieben. 
Alle  übrigen  sind  Kommunal-,  Bezirks-  oder  Staats- 
beamte geworden." 

Einen  starken  Druck  auf  die  Lage  der  rumänischen 
Handwerker  hatte  auch  die  freihändlerische  Zollpolitik 
zur  Folge,  welche  die  konservative  Regierung  im  Jahre 
1876  einführte.  Durch  diese  Politik  wurde  der  rumä- 
nische Markt  den  industriellen  Produkten  des  Auslandes 
eröffnet.  Es  wurde  zunächst  ein  Vertrag  mit  Österreich 
geschlossen,  welcher  diesem  Lande  völlige  Zollfreiheit  für 
die  Einfuhr  seiner  gewerblichen  I:rzeugnisse  zugestand. 
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Der  Vertrag  verfehlte  insofern  seinen  Zweck,  als 
die  Viehausfuhr,  in  dem  Zeitraum,  in  welchem  er  in 
Geltung  war,  sehr  beschränkt  blieb,  und  die  Behandlung 
des  rumänischen  Getreides  in  Österreich  auch  nicht  so 
vorteilhaft  sich  gestaltete,  wie  es  den  Conzessionen,  die 
den  Österreichern  gemacht  waren  entsprach.  Die 
mannigfaltigen  Industrieprodukte  wurden  in  Massen  aus 
Österreich  eingeführt,  vom  feinsten  Fabrikat  bis  zu  den 
gewöhnlichen  Holzlöffeln,  die  die  Bauern  benützten.  Da 
man  diese  Waren  sehr  billig  feilbrachte,  war  es  selbst- 
verständlich, dass  sie  den  Handwerkern  eine  gefährliche 
Konkurenz  machten^).  Um  die  Bedeutung  dieser  Aus- 
fuhr aus  Österreich  nach  Rumänien  zu  zeigen,  genügt 
es  darauf  hinzuweisen,  dass  in  der  Periode  1876—1885 
jener  Export  von  40  Millionen  auf  130  gestiegen  ist^). 

Die  rumänische  Industrie,  die  noch  in  den  Anfängen 
ihrer  Entwicklung  begriffen  war,  litt  unter  dieser  Kon- 
kurrenz ebenso  wie  das  einheimische  Handwerk.  Durch 
den  Zolltarif  von  1876  gab  Rumänien  seine  Industrie 
preis,  um  sich  für  die  Ausfuhr  seiner  Agrarprodukte 
Zollfreiheit  im  Auslande  zu  sichern.  Als  nun  Österreich 
einige  Jahre  später  (1878)  seine  Industriezölle  erhöhte, 
um  sich  gegen  den  Wettbewerb  des  Auslandes  (haupt- 
sächlich Deutschlands)  zu  schützen,  hielt  es  aus  Furcht 
einer  Gefährdung  des  Absatzes  seiner  landwirtschaft- 
lichen Produkte  auch  die  Einführung  agrarischer  Schutz- 
zölle für  notwendig.    Die  Folge  war  ein  Zollkrieg  mit 


1)  Niemals  wurden  in  Rumänien  die  Industrieerzeugnisse 
so  billig  verkauft,  wie  in  dieser  Zeit,  aber  die  Qualität  der 
Waren  war  eine  so  geringe,  dass  sich  noch  jetzt  manche  Erinne- 
rungen an  jene  Epoche  erhalten  haben. 

2)  Baicoianu:  Geschichte  der  rumänischen  Zoll  U.Handels- 
politik Bd.  I  S.  198. 
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Rumänien.  Erst  nachdem  dieser  beendet  war,  ging 
man  auch  bei  uns  zu  einer  schutzzöllnerischen  Handels- 
politik über. 

Es  begann  die  Ära  des  Neomerkantilismus.  Man 
erkannte  wiederum  die  Notwendigkeit,  eine  eigene  In- 
dustrie zu  schaffen  und  die  Entwicklung  derselben  durch 
verschiedene  staatliche  Massregeln  zu  fördern.  Jede 
neubegründete  Industrieunternehmung,  die  über  50000  Lei 
verfügte  und  sich  verpflichtete,  nach  5  Jahren  mindestens 
^'3  von  der  Gesamtzahl  ihrer  Arbeiterstellen  mit  Rumänen 
zu  besetzen,  wurde  unentgeltlich  mit  Land  ausgestattet 
(1—5  ha)  und  für  20  Jahre  von  allen  Staats-  und  Kom- 
munalsteuern befreit.  Sie  erhielt  das  Recht,  Maschinen 
und  Geräte  zollfrei  einzuführen,  auch  wurden  ihr  be- 
sondere Tarifermässigungen  für  den  Bahntransport  be- 
willigt. 

Infolge  dieser  staatlichen  Industrialisierungspolitik 
entstand  allmählich  eine  Reihe  von  modernen  Grossbe- 
trieben in  Rumänien,  und  damit  begann  eine  ganz  neue 
Phase  in  der  Entwicklung  des  Handwerks.  Es  war 
jetzt  nicht  mehr  der  Kampf  zwischen  gleich  ausgerüsteten 
Menschen,  die  miteinander  im  Wettbewerb  traten,  son- 
dern ein  Kampf  zwischen  zwei  verschiedenen  Betriebs- 
formen. In  diesem  Kampf  mit  der  Maschinenfabrikation 
der  Grossindustrie  musste  das  Handwerk  naturgemäss 
unterliegen. 

Die  Lage  der  Handwerker  gestaltete  sich  von  Jahr 
zu  Jahr  ungünstiger.  Immer  zahlreicher  wurden  die 
Klagen  über  die  Konkurrenz  der  Fabriken  und  über  den 
gefährlichen  Wettbewerb  der  Fremden  im  Lande.  Es 
entstand  eine  neue  Handwerkerbewegung.  Die  Regierung 
erkannte,  dass  sie  irgendwie  eingreifen  müsse,  um  dem 
weiteren  Verfall  der  Handwerkerklasse  Einhalt   zu  tun, 
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und  so  kam  es  zu  dem  ersten  gesetzgeberischen  Ver- 
suchen, die  zwar  nur  als  Entwürfe  zur  Beratung  ge- 
langten, aber  wegen  ihrer  charakteristischen  Tendenzen 
doch  eine  kurze  Darstellung  rechtfertigen. 

Kapitel  2. 

Zweite  Epoche:    Staatliche  Regelung  des  Handwerks  von 
1888  bis  1912. 

§  8. 

Die  ersten  gesetzgeberischen  Versuche  zum 
Schutz  der  Handwerker  und  die  Anfänge  der 
modernen  Handwerker bewegung. 

In  dem  Kampf  zwischen  Handwerk  und  Industrie 
konnten  sich  nur  diejenigen  Handwerker  halten,  die 
relativ  gut  mit  Kapital  ausgestattet  waren;  dies  waren 
vor  allem  die  Fremden. 

Die  Rumänen  verfügten  in  der  Regel  über  geringere 
Mittel.  Sie  waren  deshalb  die  ersten,  die  in  diesem 
Kampf  unterlagen.  Die  fremden  Handwerker  hatten  da- 
durch den  Vorteil,  dass,  sobald  die  rumänischen  Mitbe- 
werber an  Zahl  abnahmen,  auf  dem  Markt  für  sie  mehr 
Platz  geschaffen  wurde.  So  erklärt  es  sich,  dass  in 
dieser  Epoche  die  ganze  Gesetzgebung  zum  Schutz  des 
Handwerks  durch  solche  Massregeln  gekennzeichnet  ist, 
die  die  Konkurrenz  der  Fremden  beschränken  sollten. 
Die  Handwerkerfrage  wird  eine  nationale  Frage.  Die 
Not  der  rumänischen  Handwerker  war  gross,  und  so 
unternahm  die  Regierung  den  Versuch,  ihre  Lage  durch 
eine  Gewerbeordnung  zu  bessern.  Alle  Gesetzgeber 
von  1888  bis  1912  glaubten  das  Heü  in  der  Einführung 
von  Zünften  zu  finden. 
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Der  erste  Gesetzentwurf  dieser  Art  war  der  des 
damalif^en  Handels-Ministers  Carp.  In  der  Begründung 
dieser  Vorlage  sagt  er:  „Indem  ich  mich  mit  der  Hand- 
werkerfrage beschäftigte,  konnte  ich  nicht  gleichgültig 
bleiben  gegenüber  der  sonderbaren,  ja  vielleicht  einzig 
dastehenden  Tatsache  in  der  modernen  Geschichte,  dass 
das  Handwerk  von  der  nationalen  Tätigkeit  ausge- 
schlossen ist.  Der  Fremde  bereitet  uns  die  Speisen, 
der  Fremde  baut  uns  die  Häuser,  der  Fremde  fertigt 
uns  die  zum  Leben  nötigen  Geräte,  mit  andern  Worten, 
der  Fremde  produziert  und  der  Rumäne  konsumiert. 
Unter  solchen  Verhältnissen  nehmen  mit  der  Zeit  die 
produktiven  Kräfte  des  Volkes  ab,  es  tritt  eine  ungleiche 
Verteilung  des  Vermögens  ein,  nicht  zwischen  den  Indi- 
viduen derselben  Nation,  wie  es  in  der  Natur  der  Sache 
liegt,  sondern  zwischen  Einheimischen  und  Fremden, 
was  unbedingt  zu  sozialen  Unruhren  führt,  wenn  die 
Bilanz  zu  Gunsten  der  letzteren  schliesst" 

Um  diesem  Übelstand  zu  steuern,  machte  Carp  den 
Vorschlag,  Zünfte  zu  bilden,  die  in  den  Städten  mit  über 
30000  Einwohnern  obligatorisch,  im  übrigen  fakultativ 
sein  sollten.  Da  man  zugleich  die  fremden  Handwerker 
zwingen  wollte,  möglichst  viele  einheimische  Lehrlinge 
einzustellen,  so  wurde  neben  den  Innungen  die  Errich- 
tung von  Fachschulen  ins  Auge  gefasst,  und  hier  lag 
der  Schwerpunkt  des  ganzen  Reformplanes.  Es  wurde 
vorgeschrieben,  dass  „die  Zahl  der  fremden  Schüler,  die 
in  der  Schule  aufgenommen  würden,  unter  keiner  Um- 
ständen die  Zahl  der  Rumänen  übersteigen  dürfe" 
Hierdurch  hoffte  also  der  Gesetzgeber  die  Lage  der 

1)  Supplement  des  Monitor  Oüicial  No.  122  vom  4.  Sep- 
tember 1888. 

2i  Artikel  67  des  hntwurfes. 
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rumänischen  Handwerker  zu  bessern.  Eine  andere 
wichtige  Bestimmung  war  die  Organisation  von  Hilfs- 
kassen. Jeder  Arbeiter  sollte  einen  Zwangsbeitrag  von 
4^Iq  seines  Lohnes  an  die  Hilfskassen  zahlen,  die  als 
Kranken-  und  Sterbekassen  gedacht  waren.  Es  erübrigt 
sich  eine  weitere  Erörterung  dieses  Entwurfes,  denn  er 
blieb  in  den  Archiven  des  Ministeriums,  ohne  je  Gesetz 
zn  werden.  Dasselbe  gilt  von  dem  Gesetzentwurf  vom 
Jahre  1901,  der  durch  den  damaligen  konservativen 
Minister  Pili p esc u  eingebracht  wurde.  Er  geht  vom 
selben  Gedanken  wie  sein  Vorgänger  aus,  mit  dem 
Unterschiede,  dass  er  die  Errichtung  von  Lehrlings- 
schulen den  Gemeinden  zur  Pflicht  machte. 

Im  Jahre  1898/99  brach  im  Zusammenhang  mit 
einer  Missernte  eine  grosse  Finanzkrise  in  Rumänien  aus. 
Eine  ungeheure  Not  und  Depression  auf  allen  Gebieten 
des  Wirtschaftleben  war  die  Folge.  Die  Handwerker 
litten  vielleicht  am  stärksten  unter  dieser  Krisis,  da  ihre 
Lage  schon  vorher  elend  war;  die  Krisis  vermehrte  noch 
das  Übel.  Die  Unzufriedenheit  unter  den  Handwerkern 
wurde  stärker.  Sie  beginnen  sich  zu  erheben  —  auch 
politische  Einflüsse  der  oppositionellen  Partei  mögen 
hierbei  mitgespielt  haben.  Es  kommt  zu  Strassenkra- 
wallen  und  Demonstrationen  vor  dem  Parlament,  bis 
endlich  die  liberale  Regierung  sich  entschliesst,  ernste 
Massregeln  zur  Hebung  des  Handwerks  zu  ergreifen. 
In  dieser  Zeit  erhoffte  man  alles  nur  von  der  staatlichen 
Intervention.  Ja  es  gab  sogar  Leute,  die  eine  Besserung 
der  Lage  der  Handwerker  für  unmöglich  hielten,  bevor 
nicht  das  Butget  des  Staates  sich  wieder  in  so  guter 
Ordnung  befände,  dass  er  im  Stande  wäre,  den  Hand- 
werkern durch  Errichtung  grosser  staatlicher  Werk- 
stätten zu  Hilfe  zu  kommen. 
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§  9. 

Das  Gesetz  über  die  Organisation  des  Hand- 
werks vom  Jahre  1902. 

Der  von  dem  Minister  Missir  im  Jahre  1902  im 
Parlament  vorgelegte  Gesetzentwurf,  welcher  die  Reorga- 
nisation des  Innungswesen  in  Rumänien  bezweckte, 
wurde  mit  geringen  Abänderungen  von  der  Kammer 
angenommen  und  trat  1903  in  Kraft.  Das  Gesetz  war 
unter  dem  Druck  der  Handwerkerbewegung  ziemlich 
rasch  entworfen  und  daher  sehr  mangelhaft  vorbereitet. 
Dem  Gesetzgeber  fehlten  damals  die  wichtigsten  Hilfs- 
quellen; es  stand  ihm  weder  eine  ausreichende  Statistik 
über  die  Zahl  der  Handwerker  zur  Verfügung,  noch  be- 
sass  er  genügende  Kenntnis  über  deren  wirtschaftliche 
Lage.  Allerdings  hatte  der  Abteilungschef  im  Handel- 
und  Landwirtschafts-Ministerium  F.  Robin-Derescu 
eine  Art  Enquete  über  Zahl  und  Lage  der  Handwerker 
in  einzelnen  Bezirken  veranstaltet,  aber  die  Ergebnisse 
dieser  Untersuchung  waren  so  mangelhaft,  dass  man  sich 
ein  sicheres  Urteil  über  die  tatsächlich  bestehenden  Ver- 
hältnisse des  ganzen  Landes  kaum  danach  bilden  konnte. 
Die  Handwerker  hatten  dringend  die  Wiederherstellung 
der  Innung  verlangt.  Das  Bedürfniss  nach  einer  solchen 
Reorganisation  war  in  ganz  ähnlicher  Weise  schon  um 
1848  und  dann  wieder  seit  Anfang  der  70er  Jahre  in 
verschiedenen  mitteleuropäischen  Ländern  hervorgetreten. 
Seit  den  80er  Jahren  war  die  Gesetzgebung  im  deutschen 
Reiche  sowohl  wie  Österreich  den  diesbezüglichen 
Wünschen  der  Handwerker  teilweise  entgegengekommen. 
Es  ist  daher  erklärlich,  dass  jetzt  auch  in  Rumänien  ein 
ähnlicher   Versuch    unternommen   wurde.    Die  Regie- 
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rung  entschloss  sich  zur  Errichtung  von  Zwangsinnungen, 
aber  es  waren  nicht  mehr  dieselben  Zünfte,  die  wir  im 
18.  und  19.  Jahrh.  kennen  gelernt  haben,  sondern  Orga- 
nisationen ohne  Monopol,  das  heisst  solche,  die  nicht 
das  ausschliessliche  Anrecht  auf  die  Herstellung  be- 
stimmter Produkte  hatten. 

Auch  den  alten  Namen  „breasla"  gewährte  man 
ihnen  nicht  mehr,  sie  hiessen  jetzt  „Korporationen." 
Weil  die  liberale  Regierung  das  Prinzip  der  Gewerbe- 
freiheit im  wesentlichen  nicht  aufheben  wollte,  so  hielt 
man  es  für  angemessen,  das  Verfahren  des  sogenannten 
„bedingten  Zwanges"  anzuwenden.  Sobald  in  einer 
Gemeinde  (auf  dem  Lande  oder  in  der  Stadt)  sich  eine 
Anzahl  von  mindestens  fünfzig  Handwerkern  befindet, 
können  sie  eine  Innnng  bilden,  falls  eine  Zweidrittel- 
majorität dies  beschliesst.  Wenn  Handwerker  verschie- 
dener Berufe  eine  Innung  bilden  wollen,  muss  dieselbe 
(-/a)  Majorität  in  jedem  Handwerk  vorhanden  sein.  So- 
bald die  Gründung  der  Innung  in  einer  Gemeinde  be- 
schlossen wird,  ist  jeder  Handwerker  ohne  weiteres 
Mitglied  des  so  gebildeten  Verbandes.  Neben  dem  all- 
gemeinen Zweck  der  gemeinsamen  Wahrnehmung  der 
Standesinteressen  war  den  Innungen  die  Aufgabe  ge- 
stellt, nach  dem  Masse  ihres  Vermögens  Hilfskassen  zu 
begründen,  um  ihre  Mitglieder  gegen  Unfall,  Krankheit 
oder  Tod  zu  versichern,  und  Arbeitsnachweisämter  zu 
errichten 

Ausserdem  sollten  sie  auch  Lehrlingsschulen  gründen. 
Heimarbeiter  und  Fabrikarbeiter  waren  dem  Gesetz  nicht 
unterworfen.  Der  Gesetzgeber  führte  ferner  eine  Art 
Befähigungsnachweis  ein.  Nur  diejenigen,  die  mindestens 

1)  Gesetz  über  die  Organisation  der  Handwerker  von  1902. 
Art.  56  ff. 
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während  zweier  Jahre  unter  einem  Meister  gearbeitet 
oder  eine  Werkstatt  zwei  Jahre  lang  selbständig  geleitet 
oder  eine  Handwerksschule  absolviert  oder  eine  Prüfung 
bestanden  haben,  können  das  Meister-Diplom  erlangen. 
Ausserdem  durften  alle  diejenigen,  die  sich  schon  vor 
dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  als  selbständige  Betriebs- 
leiter niedergelassen  hatten,  den  Meistertitel  führen^). 

Zum  Schutz  der  rumänischen  Handwerker  traf  man 
die  Bestimmung,  dass  nur  diejenigen  Fremden  ein  Hand- 
werk in  Rumänien  frei  ausüben  dürfen,  in  deren  Heimat- 
land die  Rumänen  die  gleiche  Berechtigung  haben. 
Wenn  die  Fremden  diesen  Beweis  nicht  liefern  können, 
müssen  sie  von  der  Handelskammer  eine  besondere 
Konzession  zum  Gewerbebetrieb  erlangen^). 

Es  verursachte  nun  den  fremden  Handwerkern  grosse 
Kosten,  wenn  sie  den  Gegenseitigkeitsbeweis  erbringen 
mussten,  das  heisst  nachweisen  sollten,  dass  ihr  Heimat- 
land den  rumänischen  Handwerkern  den  gleichen  Vor- 
teil der  Gewerbefreiheit  gewähre.  In  den  Handelsver- 
trägen wird  vielfach  diese  Reziprozitätsklausel  nicht  er- 
wähnt, und  endlich  gab  es  in  vielen  Ländern,  die  Aus- 
wanderer nach  Rumänien  entsandten,  wie  zum  Beispiel 
in  allen  Staaten  der  Balkan-Halbinsel,  überhaupt  keine 
Regelung  des  Handwerks.  Der  Haupterfolg  der  genannten 
Bestimmungen  war  die  Verdrängung  der  vorübergehend 
in  Rumänien  sich  aufhaltenden  Gewerbetreibenden,  deren 
Konkurrenz  für  die  ansässigen  Handwerker  bis  dahin 
sehr  gefährlich  gewesen  war.    Da  diese  Fremden  nur 


1 )  Gesetz  über  die  Orj^anisation  der  Handwerker  von  1902. 
Art  8  12. 

2)  üeset/.  lür  die  Or^ianisation  der  Handwerker  von  1902. 
Art.  4. 
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einige  Monate  im  Lande  blieben,  so  hatten  sie  in  der 
Regel  keinerlei  Steuern  und  Abgaben  zu  entrichten. 
Als  man  nun  den  Nachweis  der  Gegenseitigkeit  von 
ihnen  verlangte,  war  dies  für  ihre  Tätigkeit  in  Rumänien 
ein  bedeutendes  Hindernis.  Für  die  im  Lande  an- 
sässigen Fremden  war  die  Bestimmung  massgebend, 
dass  sie  mindestens  die  Hälfte  ihrer  Gesellen  und  Lehr- 
linge aus  dem  rumänischen  Handwerkerstande  wählen 
mussten.  Durch  diese  direkte  Schutzmassregel  wurde 
ein  starker  Druck  auf  die  ausländischen  Unternehmungen 
ausgeübt. 

Erfreut  durch  die  Erfüllung  ihrer  seit  langer  Zeit 
gehegten  Wünsche,  vereinigten  sich  die  Handwerker  in 
der  Stadt  sowie  auf  dem  Lande  in  Innungen,  sobald 
ihre  Zahl  die  vorgeschriebene  Höhe  von  fünfzig  Mit- 
gliedern erreichte.  Es  stellte  sich  indessen  bald  heraus, 
dass  die  vorgeschriebene  Höhe  der  Beiträge^)  bei  den 
eigentlichen  Fachinnungen,  die  in  der  Regel  nicht  viel 
mehr  als  fünfzig  Mitglieder  hatten,  nicht  ausreichte,  um 
die  Kosten,  die  eine  derartige  Organisation  erforderte, 
zu  decken.  Das  Gesetz  eriaubte  nun  aber,  dass  auch 
Handwerker  verschiedener  Brauschen  sich  zu  einer 
Innung  vereinigten.  Ohne  Rücksicht  darauf,  dass  ver- 
schiedenartige Gewerbe  oft  ganz  entgegengesetzte  Inter- 
essen haben  können,  entstanden  solche  gemischte 
Innungen  bald  in  grösserer  Zahl,  ja  man  verzichtete 
später  sogar  mehr  und  mehr  darauf,  Korporationen,  die 
nur  aus  Handwerkern  gleicher  Art  bestanden,  zu  er- 
richten, weil  man  durch  die  Zusammenfassung  ver- 
schiedener Gruppen  an  Verwaltungskosten  zu  sparen 
glaubte  und  auf  diese  Weise  wohl  auch  wirklich  die 


1)  In  der  Regel  ein  Leu,  höchstens  IV2  Leu  monatlich. 
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finanzielle  Leistun^^sfähii^keit  der  Innung  erhöhte.  Die 
spezielle  Pflei^e  der  Fachinteressen  aber  wurde  hierdurch 
stark  in  den  Hintergrund  gedrängt. 

Wir  sahen,  dass  das  Gesetz  die  Gründung  von 
Lehrlingsschulen  den  Innungen  anheimstellte.  Wenn  sie 
aus  Handwerkern  gleicher  Art  gebildet  wurden,  waren 
sie  meist  zu  klein,  solche  Schulen  auf  ihre  Kosten  zu 
errichten,  wenn  aber  die  Korporationen  gross  genug 
waren,  dann  litt  die  Verwaltung  dieser  Schulen  unter 
der  Verschiedenheit  der  Handwerker,  die  in  ihnen  ver- 
treten waren,  und  so  kam  es,  dass  auch  die  wenigen 
Schulen,  die  man  hier  und  da  einrichtete,  nach  kurzer 
Zeit,  aus  Mangel  an  Mitteln  oder  an  Schülern,  wieder 
geschlossen  wurden. 

Die  Vorstandsstellungen  der  Innungen  durften  nur 
Rumäne  innen  haben  Die  notwendigen  Wahlen 
zur  Besetzung  dieser  Ämter  brachten  nun  manchen 
Zeitverlust  für  die  Mitglieder  mit  sich.  Es  entstanden 
überall  lebhafte  Parteikämpfe.  Die  Folge  war,  dass 
die  eigentliche  Gewerbearbeit  vielfach  dadurch  gestört 
wurde,  und  den  Nutzen  hiervon  hatten  wiederum  die 
Fremden. 

Die  Einführung  des  Befähigungsnachweises  ver- 
mochte in  der  hier  gewählten  Form  auch  nicht  die 
Lage  der  Handwerker  zu  bessern,  denn  das  Gesetz 
beschränkte  wohl  die  Konkurrenz  zwischen  den  Hand- 
werkern, nicht  aber  die  Konkurrenz  von  Seiten  der 
Fabriken  und  der  Hausindustrie.  Während  man  von 
den  Handwerkern  den  Befähigungsnachweis  zur  Aus- 
übung ihres  Gewerbes   verlangte,  gewährte  man  der 


1)  Gesetz  für  die  Organisation  der  Handwerker  von  1902. 
Art.  70. 
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Industrie  allerlei  Privilegien  und  Vergünstigungen.  Unter 
diesen  Umständen  konnte  die  Erschwerung  und  Ver- 
teuerung der  Niederlassung  nur  zur  Verschlechterung 
der  Lage  der  Handwerksmeister  führen. 

Der  Befähigungsnachweis  sollte  aber  auch  dazu 
dienen,  die  Konsumenten  vor  schlechten  Handwerkern 
zu  schützen.  Wie  wir  oben  sahen  (S.  49)  gab  das  Ge- 
setz fünf  Kategorien  von  Personen  die  Möglichkeit,  das 
Meisterdiplom  zu  erlangen.  Wenn  wir  die  Enquettevon 
1908  zur  Hand  nehmen,  sehen  wir,  dass  von  47449 
Meistern  18,663  oder  39,59  ^/o  das  Meisterrecht  erhielten, 
weil  sie,  als  das  Gesetz  in  Kraft  trat,  schon  auf  eigene 
Rechnung  gearbeitet  hatten;  12100  oder  25,48 ^/o  weil 
sie  zwei  Jahre  bei  einem  Meister  gearbeitet  hatten,  und 
nur  730  oder  1,34  ^/o  auf  Grund  des  Diploms  einer 
Handwerkerschule;  1,490  oder  2,96 ^/o  nach  Bestehen 
der  Meisterprüfung;  14,466  oder  30 ^/o  bekamen  das 
Meisterdiplom,  weil  sie  eine  Werkstatt  zwei  Jahre  lang 
selbständig  geführt  hatten. 

Hieraus  ergibt  sich  folgende  Zusammenstellung^): 


1)  Gewerbenquette  von  1908  u.  1909  Bd.  I. 
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Da  die  Handwerker  in  so  verschiedener  Weise  zu 
ihrem  Meistertitel  oder  Gesellenzeugnis  kommen  konnten, 
war  die  Sicherheit  für  die  Kunden  gegen  minderwertige 
Arbeit  nur  eine  sehr  beschränkte.  Eine  dauernde  Hebung 
der  technischen  Leistungsfähigkeit  der  Produzenten  wurde 
schwerlich  erzielt,  weil  der  eigentliche  Befähigungsnach- 
weis durch  Ablegung  der  Meisterprüfung  nur  relativ 
selten  erbracht  wurde. 

Die  Prüfungskommissionen  bestanden  aus  zwei  Mit- 
gliedern der  Zünfte  und  einem  Delegierten,  der  vom 
Ministerium  ernannt  wurde.  Da  die  Zünfte  aber  hete- 
rogen waren,  kam  es  vor,  dass  zum  Beispiel  ein  Schnei- 
der einen  Schustergesellen  prüfen  musste,  oder  umge- 
kehrt. So  erklärt  sich  denn  auch  wohl  die  starke  Ab- 
neigung der  Gesellen  und  Lehrlinge,  sich  einer  Prüfung 
zu  unterziehen. 

Es  entstanden  viele  Streitigkeiten  auch  dadurch,  dass 
man  den  Begriff  des  Handwerks  nicht  genau  abgrenzen 
konnte.  Da  die  Fabrik-  und  Heimarbeiter  nicht  im 
Gesetz  inbegriffen  waren,  weigerten  sich  viele  ihre  Bei- 
träge an  die  Innungskasse  zu  zahlen,  unter  dem  Vor- 
wand, dass  sie  in  eine  Fabrik  eingetreten  und  dadurch 
ihre  Beziehungen  zur  Innung  unterbrochen  seien.  Im 
Falle  der  Krankheit  aber  verlangten  sie  Unterstützungen 
auf  Grund  der  Tatsache,  dass  sie  Handwerker  seien. 

Zweimal  wurde  durch  das  Ministerium  das  Gebiet 
des  Handwerks  abgegrenzt,  ohne  dass  man  volle  Klar- 
heit gewann 

1)  Zuerst  wurde  anj^eordnet  —  Ministerial-Verordnung  vom 
7.  1902  —  dass  als  Fabrik  jeder  Betrieb  anzusehen  sei,  der 
eine  motorische  Kraft  von  mindestens  5  Pferdestärken  besitze 
und  mindestens  20  Arbeiter  beschäftige  ebenso  auch  grössere 
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Das  Gesetz  hat  sich  viel  zu  wenig  mit  der  Rege- 
ung  der  Verwaltung,  und  insbesondere  mit  der  finan- 
ziellen Verwaltung  der  Innungen  beschäftigt.  Der  Minister 
Lahovary  versuchte  1906  die  Missstände  zu  bessern; 
sie  waren  aber  zu  gross,  um  eine  durchgreifende  Besse- 
rung zu  ermöglichen.  Die  Enquette  von  1908  zeigt  uns 
diese  Missstände.  Von  114  472  Meistern  und  Gesellen 
hatten  am  1.  April  1908  nur  18,49'/o  ihre  Beiträge 
regelmässig  bezahlt,  77,03^0  der  Meister  und  84,15  ^/o 
der  Gesellen  waren  im  Rückstände  geblieben^).  Die 
Folge  war,  dass  statt  beinahe  drei  Millionen  nur  713,741 
Lei  in  den  Innungskassen  vorhanden  waren. 

Wie  kam  es,  dass  die  Handwerker,  die  die 
Innungen  so  lebhaft  gewünscht  hatten,  sich  so  wenig 
daran  betreiligten  ?  Es  ist  dies  auf  drei  Ursachen  zurück- 
zuführen: 

1)  die  Mängel  des  Gesetzes  in  Bezug  auf  die  finan- 
zielle Organisation,  und 

2)  die  Unzufriedenheit  der  Handwerker  mit  den  Lei- 
stungen der  Innungen,  welche  ihren  hochgespannten 
Erwartungen  nicht  entsprachen. 

1)  Das  Gesetz  Hess  den  Innungen  freie  Wahl  in- 
bezug  auf  die  Feststellung  ihrer  Einnahmen  und  Aus- 
gaben. Es  bestimmte  andererseits,  dass  auch  eine 
Sektion  der  Handels-  und  Gewerbekammer  sich  mit 
Regelung  der  Innungsverhältnisse  befassen  solle.  Die 
Kammer  sollte  zum  Beispiel  die  Statuten  der  Innungen 

Werkstätten,  die  mindestens  30  Arbeiter  hätten.  Da  die  Innungen 
sich  beklagten,  dass  sich  zuviele  Arbeiter  der  Zunft  entzogen, 
so  bestimmte  die  Verordnung  (No.  7453)  1906,  dass  als  Fabrik 
nur  solche  Unternehmungen  gelten  sollten,  die  über  50  PS  ver- 
fügten oder  mindestens  50  Handarbeiter  beschäftigten. 
1)  Enquette  über  die  Handwerker  S.  IX  Bd.  II. 


-    57  — 


genehmii^en,  unrechtmässij?  erteilte  Meisterbriefe  für  un- 
gültig erklären  etc.,  doch  war  in  allen  Fällen  auch  eine 
Berufun^^  an  das  Ministerium  zulässig.  Ein  Aufsichts- 
recht über  die  Finanzgebahrung  der  Innungen  war  den 
Handels-  und  Gewerbekammern  nicht  ausdrücklich  in 
dem  Gesetz  zugesprochen. 

Andererseits  hatten  die  Innungen  zu  wenig  Ein- 
ziehungs-  und  Kontrollorgane.  Die  Folge  dieses  Mangels 
war,  dass  man  die  Handwerker  nicht  in  genügender  Masse 
zwingen  konnte,  ihre  Beiträge  zu  bezahlen,  obwohl  das 
Gesetz  ein  solches  Vorgehen  erlaubte.  Da  es  an  einer 
ausreichenden  Kontrolle  fehlte,  wurden  viele  verschwen- 
derische Ausgaben  gemacht;  so  kam  es,  dass  von  den 
Einnahmen  der  Innungen  61,37  ^/^  für  Verwaltung  und 
allgemeine  Unkosten  ausgegeben  wurde.  Viel  konnte 
daher  für  die  Unterstützung  der  Kranken  und  Invali- 
den sowie  für  Sterbegelder  nicht  übrig  bleiben 
(33,49  "  o)- 

Um  das  Ausgabebudget  der  Korporationen  zu  ver- 
anschaulichen, geben  wir  hier  eine  Übersicht  der  Ver- 
waltungskosten sowie  der  Aufwendungen  für  die  Unter- 
stützung der  Mitglieder  im  Jahre  1907,  wie  sie  im 
Durchschnitt  für  die  Gesamtheit  der  Innungen  sich  ge- 
stalteten 
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Natur  der  Ausgabe 

Lei 

Bani 

In  o/"  von  der 
Gesamtheit 
der  ordentl. 
Einnahmen 

beider 

Kassen 

In  <'/o  der 
gesamten 
Ausgaben 
der 
beiden 
Kassen 

Gehälter  des  Perso- 

näls 

216  448 

90 

30  33 

35  74 

Miete 

33,806 

34 

4  74 

5,58 

Möbel  

4,914 

51 

0,69 

0,81 

HeizunP"  n  Releuch- 

tunf 

7,851 

37 

1,10 

1  30 

ICanzlei  unrl  ICorre- 

snondenzsnesen 

1 1 ,862 

72 

1,66 

1  96 

Tap"ep"elder  für  Be- 

ämte  .... 

9,314 

20 

1  ,«Jv/ 

1  ^4 

Provisionen  für  In- 

kassobeamte  . 

56,490 

37 

7,91 

9,33 

5^1^  i  d  Handels- 

kammer     .    .  . 

25,401 

46 

3,56 

4,19 

Drucksachen     .  . 

2,79 

3,110 

Schulden  aus  frühe- 

ren Jahren 

34,530 

16 

4,84 

5,70 

Verschiedene  Aus- 

gaben   .    .    .  . 

1,804 

67 

2,53 

2,98 

437,980 

13 

61,37 

72,32 

Gehälter  der  Ärzte 

39,194 

75 

5,49 

6,47 

Krankengelder   .  . 

50,936 

40 

7,14 

8,41 

Arzneihilfe     .    .  . 

48,385 

59 

6,78 

7,99 

Hilfe  für  Begräbnisse 

28,031 

40 

3,93 

4,63 

Pensionen     .    .  . 

1,085 

05 

0,15 

0,18 

167,634 

19  ! 

33,49 

27,68 
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Für  die  Innunojskasse  wurde  ein  eigenes  Budget 
geführt,  ebenso  für  die  Hilfskasse.  Die  Statuten  der 
Korporationen  sahen  dagegen  nur  einen  einzigen  Bei- 
trag der  Mitglieder  für  die  beiden  Kassen  vor;  sie  be- 
stimmten alsdann,  wieviel  der  Innungskasse  und  wieviel 
der  Hilfskasse  zugewiesen  werden  sollte.  In  der  Praxis 
wurde  dies  sehr  verschieden  geregelt;  bei  einigen 
Innungen  wurde  den  Hilfskassen  30  7o  bei  anderen 
60°/o  zugewiesen,  in  der  Regel  mag  etwa  die  Hälfte  für 
diesen  Zweck  zurückgelegt  worden  sein. 

2)  Die  Handwerker  hatten  ebenso  wie  die  Gesetz- 
geber eine  wesentliche  Besserung  ihrer  Lage  durch  die 
Innungen  erwartet.  Bald  aber  sahen  sie,  dass  das  Er- 
gebnis sehr  geringfügig  war;  es  machte  sich  sogar 
hier  und  da  eine  gewisse  Abneigung  gegen  die  Zünfte 
geltend. 

Viele  Handwerker,  die  das  Prinzip  der  Gegen- 
seitigkeit, welches  den  Unterstützungskassen  zugrunde 
lag,  nicht  verstanden,  empfanden  es  als  eine  Ungerech- 
tigkeit, wenn  sie  von  den  Innungen  für  die  Zahlung  der 
Beiträge  verantwortlich  gemacht  wurden.  Die  Gesellen, 
die  mit  ihren  Beiträgen  noch  weniger  in  Ordnung  waren, 
hielten  auch  sehr  wenig  von  den  Innungen. 

Ihre  Forderungen  bezogen  sich  vor  allem  auf  die 
Beschränkung  der  Arbeitszeit  und  Erhöhung  des  Loh- 
nes. Durch  die  Tätigkeit  der  Innungen  wurden  solche 
Forderungen  aber  nicht  befriedigt ;  sie  schlössen  sich 
daher  in  besonderen  Verbänden  zusammen,  in  soge- 
nannten Syndikaten,  die  meist  einen  sozialistischen 
Charakter  trugen. 

Die  dritte  Ursache  ist  wohl  daran  zu  sehen,  dass 
die  Begeisterung  sofort  aufhört,  sobald  gezahlt  wer- 
den soll. 
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Wenn  auch  die  positiven  Ergebnisse  des  Gesetzes 
von  1902  gering  waren,  so  hat  es  doch  dazu  beige- 
tragen, unter  den  Handwerkern  die  Ansicht  zu  ver- 
breiten, dass  eine  zweckmässige  Organisation  des  Unter- 
stützungswesens ihnen  manche  Vorteile  bieten  könne. 
Den  damals  bestehenden  Innungen  fehlte  aber  die  nötige 
Autorität,  um  eine  regelmässige  Eintreibung  der  Beiträge 
durchzusetzen. 

Durch  den  Artikel  4  des  Gesetzes  sollte  die  Kon- 
kurrenz der  fremden  Handwerker  beschränkt  werden. 
Wie  sich  in  den  folgenden  Jahren  herausstellte,  war  der 
praktische  Erfolg  dieser  Massregeln  ein  sehr  beschei- 
dener. Nach  der  Enquette  von  1908  hat  sich  das  Ver- 
hältnis von  einheimischen  und  fremden  Handwerkern 
wie  folgt  gestaltet  0: 

Am  1.  April  1908  waren  127841  Handwerker  in 
die  Korporationen  eingetreten.    Davon  waren: 
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Im  Vergleich  zur  Gesamtzahl  der  Bevölkerung  jeder 
Kategorie  beläuft  sich  der  Prozentsatz  der  rumänischen 
Handwerker  nur  auf  l,3^/o,  während  von  den  Juden  9,4 ^/o, 
von  den  übrigen  Fremden  14^/o  den  Innungen  ange- 
hörten. Aus  dem  Vergleich  dieser  Enquette  mit  der 
Statistik  von  1901  würde  sich  ergeben,  dass  die  Zahl 
der  Freuden  statt  zurückzugehen,  eher  gesüegen  ist;  in- 
dessen ist  dies  unwahrscheinlich,  denn  die  Erhebung 
von  1901  war  sehr  mangelhaft  und  in  derjenigen  von 
1908  wird  nur  von  solchen  Handwerkern  gesprochen,  die 
den  Korporationen  angehören.  Es  ist  anzunehmen,  dass 
zahlreiche  rumännische  Handwerker  auf  dem  Lande  so- 
wohl wie  in  den  Städten  den  Innungen  fern  blieben  und 
daher  das  Verhältnis  der  Einheimischen  zu  den  Fremden 
in  Wirklichkeit  etwas  günstiger  war,  als  nach  den  Be- 
rechnungen der  Enquette  von  1908. 

Wenn  man  wirklich  die  Konkurrenz  der  Handwerker 
fremder  Nationalität  in  Rumänien  beschränken  will,  so 
gibt  es  wohl  nur  ein  zuverlässiges  Mittel,  nämlich  die 
unmittelbare  Förderung  der  technischen  und  wirtschaft- 
schafüichen  Leistungsfähigkeit  der  rumänischen  Gewerbe- 
treibenden. Von  diesem  Gedanken  ging  auch  die  neue 
Gesetzgebung  aus,  die  von  dem  Minister  Nenitzescu 
vorbereitet  wurde;  allerdings  kam  hier  noch  ein  weiteres 
Mittel  hinzu,  nämlich  direkte  Bevorzugung  der  nationalen 
Handwerksprodukte  bei  Lieferungen  für  Staat  und  Ge- 
meinden. Soweit  dies  ohne  zu  starke  Benachteiligung 
der  fiskalischen  Interessen  möglich  war,  sollten  die  Mit- 
glieder der  rumänischen  Innungen  begünstigt  werden 
und  dadurch  Gelegenheit  finden,  grössere  Lieferungen 
zu  übernehmen. 
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§  10. 

Die  Errichtun,i(  von  Grossinnungen  und  Fach- 
vereinen (bresle)  im  Jahre  1912. 

Eine  weitere  Epoche  in  der  staatlichen  Regelung  des 
Gewerbes  bedeutet  das  Gesetz  über  die  Organisation 
des  Handwerks,  welches  von  den  beiden  legislativen 
Körperschaften  Rumäniens  nach  sorgfältiger  Beratung  im 
Dezember  1911  angenommen  wurde  und  am  27.  Januar 
1912  in  Kraft  trat. 

Die  Handwerker  wurden  nunmehr  in  Zwangsinnungen 
organisiert,  die  unter  der  direkten  Kontrolle  des  Mini- 
steriums für  Handel  und  Industrie  stehen.  Zu  diesem 
Zweck  ist  ein  Zentralamt  für  Handwerk,  Klein-Kredit 
und  Arbeiterversicherung  gegründet  worden.  Dieses 
Zentralamt  hat  die  Aufgabe,  die  wirtschaftlichen  und 
sozialen  Interessen  aller  gewerblichen  Arbeiter  zu  fördern 
und  vor  allem  einen  gleichmässigen  Fortschritt  der  In- 
nungsorganisation zu  sichern.  Das  Amt  wird  durch  einen 
Rat  von  dreizehn  Mitgliedern  verwaltet,  die  durch  König- 
liches Dekret  auf  sieben  Jahre  ernannt  werden.  Unter 
diesen  Mitgliedern  sind  zwei  Arbeitgeber,  die  von  der 
allgemeinen  Berufsgenossenschaft  der  Unternehmer,  und 
zwei  Arbeitnehmer,  die  von  den  Grossinnungen  vorge- 
schlagen und  von  dem  Minister  bestätigt  werden.  Das 
Zentralamt  überwacht  die  Fach-  und  Grossinnungen,  es 
oruanisiert  und  verwaltet  insbesondere  die  Kranken-,  In- 
validitäts-  und  Unfallversicherung  der  Handwerker. 

Der  Misserfolg  des  Gesetzes  von  1902  hatte  gezeigt, 
dass  Innungen,  die  zu  viele  Aufgaben  zu  erfüllen  haben, 
nicht  lebensfähig  sein  können.  Deswegen  sieht  das 
neue  Gesetz  die  Gründung  von  zweierlei  Körperschaften 
vor:  1.  Die  Fachinnungen,  die  für  die  Berufsinteressen 
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der  Handwerker  sorgen  sollen  und  2.  die  Grossin- 
innungen,  zur  Erfüllung  der  sozialpolitischen  Aufgaben. 
Aber  nicht  bloss  Handwerker,  sondern  auch  alle  Fabrik- 
arbeiter und  Heimarbeiter  einerseits  und  alle  gewerb- 
lichen Unternehmer  andererseits  werden  jetzt  dem  Gesetz 
unterworfen.  Was  die  Fachinnungen  anbetrifft,  so  werden 
sie  von  mindestens  fünfundzwanzig  Handwerkern  des- 
selben Gewerbes  gebildet.^) 

Es  gehören  dieser  Organisation  obligatorisch  alle 
Handwerker,  und  zwar  Lehrlinge,  Gesellen  und  Meister, 
aber  auch  Fabrikarbeiter  mit  handwerksmässiger  Aus- 
bildung an.  Alle  Meister,  die  in  einem  der  besonders 
aufgezählten  Handwerke  für  eigene  oder  fremde  Rech- 
nung tätig  sind,  also  auch  die  Zwischenmeister  der 
Hausindustrie  und  die  Werkmeister  der  Fabrikbetriebe 
sind  dem  Innungszwang  unterworfen.  Diese  ausser- 
ordentlich weitgehende  Begrenzung  des  Begriffs  der 
Handwerkstätigkeit  ist  ein  ganz  eigenartiger  Versuch  der 
rumänischen  Gesetzgebung,  über  dessen  Zweckmässigkeit 
wir  einige  Zweifel  hegen,  doch  mag  immerhin  die  Er- 
fahrung hierüber  entscheiden.  Der  alte  Name  breasla, 
den  man  diesen  völlig  neu  geschaffenen  Zwangsver- 
bänden beigelegt  hat,  trifft  jedenfalls  in  keiner  Weise  zu. 
Nur  der  äusseren  Form  nach  zeigen  die  Statuten  dieser 
sogenannten  breasla  Anklänge  an  die  früheren  Zünfte, 
doch  waren  auch  hier  wohl  in  erster  Linie  die  west- 
europäischen Bestimmungen  über  die  modernen  Innungen 
massgebend.  Als  Zweck  der  Fachverbände  wird  vor 
allem  die  Wahrung  der  Standesinteressen  von  Meistern 
und  Gesellen  und  die  zweckmässige  Erziehung  des 
gewerblichen  Nachwuchses  bezeichnet.    Ferner  sollen 


1)  Gesetz  über  die  Organisation  des  Handwerks,  Art.  64. 
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diese  Körperschaften  Schiedsgerichte  bilden,  um  alle 
Streitigkeiten  zwischen  den  Handwerkern  in  erster  In- 
stanz zu  entscheiden.  Weiter  ist  die  Innung  dazu  be- 
rufen, zur  Förderung  des  Kleinkredits  geeignete  Mass- 
regeln zu  treffen.  Sie  soll  eine  möglichst  gründliche 
Organisation  von  Kredit-  und  Sparbanken  ins  Werk 
setzen.  In  welcher  Weise  sie  dieses  erreichen  könnte^ 
hat  allerdings  der  Gesetzgeber  nicht  bestimmt.  Dagegen 
sind  eingehende  Vorschriften  über  die  Ausbildung  der 
Lehrlinge  und  die  Behandlung  der  Gesellen  erlassen. 
Die  Meister  haben  zum  Beispiel  für  die  Reinlichkeit  ihrer 
Werkstattgehilfen  Sorge  zu  tragen !  (Art.  67).  Jeder  Lehr- 
ling und  jeder  Geselle  hat  auf  seinem  Rocke  das  Ab- 
zeichen der  Innung  zu  tragen.  Zur  Anregung  des 
Fleisses  werden  Prüfungen  mit  Preisen  veranstaltet,  auch 
sollen  Fachschulen  errichtet  werden,  um  den  technischen 
Fortschritt  zu  fördern. 

Die  Grossinnungen  oder  „Korporationen"  umfassen 
in  der  Regel  mehrere  Fachinnungen  (bresle)  eines  Be- 
zirkes, doch  müssen  alle  ortsanwesenden  Gewerbetrei- 
benden einem  solchen  Verbände  beitreten,  selbst  die, 
welche  nicht  der  Fachinnung  angehören.  Es  sind  also 
auch  Gelegenheitsarbeiter  und  Arbeiter  ohne  handwerks- 
mässige  Ausbildung  in  Fabriken,  Bergwerken,  Stein- 
brüchen, sowie  Heimarbeiter,  die  für  hausindustrielle 
Unternehmungen  tätig  sind,  dem  Versicherungszwange 
unterworfen.  Die  sogenannte  Grossinnung  ist  aber 
keineswegs  eine  auf  Selbstverwaltung  basierte  Vereinigung, 
wie  man  den  Namen  nach  annehmen  könnte,  sondern 
vorwiegend  eine  lokal  begrenzte  Versicherungsgemein- 
schaft auf  Gegenseitigkeit,  deren  Verwaltungspraxis  von 
einer  Zentralstelle  aus  schematisch  geregelt  wird.  Jede 
Grossinnung  miiss  mindestens  1000  Angehörige  haben, 
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nach  obenhin  ist  die  Mitgliederzahl  nicht  begrenzt.  Nur 
wenn  eine  Fachinnung  so  gross  ist,  dass  sie  mehr  als 
1000  Mitglieder  zählt,  was  wohl  selten  vorkommt,  kann 
sie  selbständig  als  Korporation  auftreten,  falls  das  Zentral- 
amt seine  Zustimmung  hierzu  gibt. 

Der  Hauptzweck  dieser  neugeschaffenen  Verbände 
ist  als  Versicherungsorgan  zu  dienen.  Sie  haben  die 
Gelder  zu  verwalten,  welche  ihnen  von  den  später  zu 
erwähnenden  Kranken-  und  Sterbekassen,  gemäss  den 
Vorschriften  des  Gesetzes,  zur  Verfügung  gestellt  werden. 
Ferner  fällt  ihnen  auch  die  Aufgabe  zu,  Arbeitsnachweis- 
ämter zu  organisieren,  über  deren  Einrichtungen  nichts 
gesagt  wird.  Sie  sollen  endlich  die  Lehrlinge  und  Ge- 
sellen anhalten,  an  Sonn-  und  Feiertagen  in  die  Kirche 
zu  gehen,  Gewerbemuseen  und  Ausstellungen  zu  be- 
suchen, Vorträgen  und  Lehrkursen  beizuwohnen. 

Einen  bemerkenswerten  Erfolg  der  Handwerkerbe- 
wegung bezeichnet  die  Verschärfung  der  Besümmungen 
über  den  Befähigungsnachweis,  welche  das  Gesetz  von 
1902  enthielt.  Die  Zahl  der  Handwerkerkategorien, 
denen  die  Möglichkeit  gegeben  wird,  diesen  Nachweis 
zu  liefern,  wurde  im  Vergleich  zu  den  Anforderungen 
des  Gesetzes  von  1902  erheblich  beschränkt.  Es  sind 
jetzt  nur  drei  Arten  von  Handwerkern,  die  das  Meister- 
diplom erlangen  können,  nämlich  diejenigen,  die  ent- 
weder 1.  eine  Fachschule  des  Handwerks,  für  ^yelches 
sie  den  Meisterbrief  von  der  Innung  verlangen,  absol- 
viert, oder  2.  nachweisen  können,  dass  sie  während 
zweier  Jahre  eine  Werkstätte  geleitet,  oder  3.  die  vor- 
schriftsmässige  Innungsprüfung  bestanden  haben. ^) 

Da  jetzt  nur  Fachinnungen  von  Mitgliedern  desselben 


1)  Gesetz  über  die  Organisation  der  Handwerker,  Art.  2/3. 
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Gewerbes  zugelassen  werden,  so  kann  niemand  mehr 
in  die  Lage  kommen,  von  einem  des  Handwerks  Un- 
kundigen geprüft  zu  werden.  Die  Prüfungskommission 
besteht  nunmehr  aus  zwei  Meistern  und  einem  Dele- 
gierten des  Zentralamts.  Diese  Neuregelung  des  Be- 
fähigungsnachweises, welche  den  Wünschen  der  Hand- 
werker sehr  entgegenkam,  birgt  manche  Gefahren  in 
sich.  Wenn  die  Gesellen  mit  Rücksicht  auf  die  Meister- 
prüfung einseitig  ausgebildet  werden,  so  können  sie  in 
dem  Falle,  dass  sie  ihren  speziellen  Beruf  aus  irgend 
welchen  Gründen  aufgeben  wollen  oder  müssen,  nur 
sehr  schwer  eine  neue  Beschäftigung  finden.  Es  besteht 
auch  die  Gefahr,  dass  die  Meister,  da  sie  ein  Interesse 
daran  haben,  die  Zahl  ihrer  Konkurrenten  zu  beschränken, 
trotz  der  Anwesenheit  des  Zentralamts-Delegierten  bei 
den  Prüfungen  an  die  Lehrlinge  und  Gesellen  unbillige 
Ansprüche  stellen.  Eine  abschliessende  Kritik  über  die 
Bedeutung  der  vorliegenden  Bestimmungen  lässt  sich 
natürlich  noch  nicht  fällen,  denn  es  sind  nur  wenige 
Monate  vergangen,  seitdem  das  Gesetz  in  Kraft  ge- 
treten ist.  Statistisches  Material,  nach  welchen  man  die 
praktische  Wirkung  der  neuen  Bestimmungen  beurteilen 
könnte,  liegt  bisher  noch  nicht  vor.  Vieles,  was  auf  dem 
Papier  betrachtet,  zweckmässig  erscheint,  mag  sich  im 
praktischen  Leben  ganz  anders  gestalten,  wie  der  Gesetz- 
geber es  im  Auge  hatte. 

Die  Mindestzahl  von  25  Mitgliedern,  die  man  den 
Innungen  vorgeschrieben  hat,  scheint  uns  ziemlich  gross, 
denn  es  gibt  sicher  in  vielen  Orten  Rumäniens  Hand- 
werke, die  diese  Zahl  nicht  erreichen.  Der  Gesetzgeber 
hat  auch  diesen  Fall  vorgesehen,  denn  er  hat  erlaubt, 
dass  Handwerker  verschiedener  Ortschaften  sich  ver- 
einigen können,  um  eine  Innung  zu  gründen.  Diese 

5* 
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Massregel  dürfte  aber  verfehlt  sein,  denn  solche  inter- 
lokalen Körperschaften  werden  ~  selbst  wenn  sie  frei- 
willig geschaffen  werden,  was  nicht  sehr  wahrscheinlich 
ist  —  doch  keine  Lebensfähigkeit  haben,  weil  die  Mit- 
glieder zu  sehr  zerstreut  sind.  Man  gewinnt  im  allge- 
meinen den  Eindruck,  dass  das  Innungswesen  in  Rumänien 
trotz  aller  Belebungsversuche  nie  mehr  die  Lebenskraft 
erlangen  wird,  die  es  früher  besass.  Die  Vereinigung 
von  Handwerkern,  die  jetzt  unter  dem  Namen  Fach- 
innung zwangsweise  hergestellt  wird,  ist  eine  völlige 
Neuschöpfung,  welche  den  alten  Traditionen  in  keiner 
Weise  entspricht.  Von  dem  zum  Schutz  der  rumänischen 
Handwerker  im  Jahre  1902  getroffenen  Massregeln  ist 
die  frühere  Bestimmung  beibehalten,  nach  welcher  die 
Fremden  den  Gegenseitigkeitsbeweis  erbringen  müssen, 
um  in  Rumänien  ihr  Handwerk  ausüben  zu  können.  Ich 
glaube,  dass  diese  Bestimmung  ebenso  wenig  Erfolg  wie 
früher  haben  wird. 

Mit  der  Organisation  der  Sozialversicherung,  die  als 
der  beste  und  wirkungskräftigste  Teil  des  ganzen  Gesetz- 
geberzwecks darstellt,  beschäftigt  sich  der  ganze  zweite 
Teil  des  Gesetzes.  Da  das  System  der  freien  Ver- 
sicherungskassen sich  in  Ländern  höherer  und  älterer 
Kultur  als  unzureichend  erwiesen  hatte,  so  entschied 
man  sich  in  Rumänien,  wo  der  Sparsinn  in  den  unteren 
Klassen  noch  wenig  entwickelt  war,  ohne  Bedenken  für 
das  Zwangsversicherungsprinzip. 

Die  ganze  Versicherungseinrichtung  ist  nach  deut- 
schem Muster  geschaffen  worden.  Aus  Mangel  an  ge- 
nügendem Material  hat  man  sich  bei  der  Schätzung  der 
künftigen  Ausgaben  sowohl  für  die  Kranken-  wie  für 
Unfall-  und  die  Invaliden-Versicherung,  welche  gleichzeitig 
eingeführt  wurden,  der  deutschen  Statistik  bedient.  Auch 
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für  die  Erhebun^e^  der  Beiträge  wurde  das  deutsche 
Klebemarkensystem  angenommen,  denn  das  System  der 
Einziehung  durch  Beamte  hatte  sich  als  schlecht  und 
teuer  erwiesen.  Jetzt  ist  der  Arbeitgeber  zugleich  auch 
Einziehungsbeamter.  Er  ist  verpflichtet,  Versicherungs- 
marken für  alle  seine  Angestellten  zu  beschaffen  und 
berechtigt,  ihnen  vom  Lohn  den  entsprechenden  Wert- 
betrag abzuziehen.  In  der  Karte  seiner  Arbeiter  sowohl 
wie  in  seiner  eigenen  hat  er  dann  die  Marken  zu  an- 
nullieren. Kontrollorgane,  die  die  regelmässige  Ein- 
klebung der  Marken  überwachen,  sind  in  hinreichender 
Anzahl  vorgesehen. 

Die  Beiträge  zur  Krankenversicherung  werden  in 
Rumänien  nur  von  den  Arbeitern  aufgebracht,  doch  haben 
die  Unternehmer  die  entsprechenden  Beitragsmarken  zu 
beschaffen.  Weshalb  die  Arbeitgeber  das  Recht  erhalten 
haben,  den  vollen  Betrag  vom  Lohn  abzuziehen,  ohne 
zu  den  Krankenversicherungskosten  ihrer  Angestellten 
das  Geringste  beizutragen,  ist  uns  nicht  verständlich. 
Die  Gesundheit  der  Arbeit  ist  für  den  Arbeitgeber  doch 
gewiss  ebenso  wichtig,  wie  für  den  Arbeiter  selbst. 

Für  die  Krankenversicherung  ist  bei  dem  Zentralamt 
eine  besondere  Abteilung  errichtet.  Den  Krankenkassen 
gehören  ohne  Unterschied  alle  industriellen  Arbeiter  an, 
die  Mitglieder  der  Grossinnungen  sind,  ebenso  auch  die 
Handwerksmeister.  Es  haben  ein  Recht  auf  Unterstützung 
alle  diejenigen  Handwerker,  die  mindestens  6  Wochen 
den  Beitrag  bezahlt  haben  (für  Begräbniskosten  wenig- 
stens 52  Wochen). 

Es  wird  den  Versicherten  gewährt:  ^) 


l)  Gesetz  über  die  Or^^anisation  der  Handwerker  vom 
Jahre  1912.    Art.  117. 
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a)  Ärztliche  Behandlung,  sowie  Arznei. 

b)  Krankengelder,  bei  Krankheiten  die  mehr  als  drei 
Tage,  jedoch  nicht  mehr  als  sechzehn  Wochen 
dauern. 

c)  Beerdigungsgelder. 

d)  Wöchnerinnenunterstützung. 

Einem  Familienvater  werden  im  Erkrankungsfalle 
50^0  des  durchschnittlichen  Lohnes  seiner  Klasse  ver- 
gütet (was  diese  Klassen  bedeuten,  werden  wir  im  fol- 
genden erörtern),  wenn  er  zu  Hause  behandelt  wird, 
und  25^/o  wenn  er  in  ein  Krankenhaus  aufgenommen 
wird.  Da  die  Krankenhäuser,  welche  wohltätige  Stif- 
tungen verschiedener  Personen  sind,  ohne  irgend  welche 
Gegenleistung  von  Seiten  der  Kassen  freie  Behandlung 
und  Arznei  gewähren,  ist  eine  so  bedeutende  Herab- 
setzung des  Krankengeldes  nach  unserer  Meinung  un- 
gerechtfertigt. Für  die  Familie  des  erkrankten  Arbeiters 
ist  es  fast  unmöglich  mit  einer  solchen  Unterstützung 
auszukommen.  Den  Unverheirateten  werden  35 ^/o  ihres 
Durchschnittslohnes  gewährt  im  Falle,  dass  sie  im  Hause 
behandelt  werden,  und  10  ^/o  desselben,  wenn  sie  in 
einem  Krankenhaus  sind.  Wenn  der  Versicherte  wegen 
Trunkenheit  krank  oder  verletzt  worden  ist,  verliert  er 
das  Recht  auf  eine  Geldentschädigung  und  wird  nur  im 
Krankenhaus  behandelt.^)  Für  die  Begräbniskosten 
werden  60,  80,  90  und  100  Lei,  je  nach  der  Klasse  der 
Versicherten  bewilligt. 

Das  Gesetz  gewährt  den  Wöchnerinnen  während 
6  Wochen  eine  Unterstützung  von  1,66  Lei  täglich;  diese 


1)  Gesetz  iür  die  Organisation  der  Handwerker  vom  Jahre 
1912.   Art.  117. 
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Frist  kann  noch  um  6  Wochen  verlängert  werden,  falls 
die  Mutter  ihr  Kind  selbst  nährt.  Die  Frauen  und  Kinder 
der  Versicherten  erhalten  —  abgesehen  von  dem  Kranken- 
geld, welches  für  den  Lohnausfall  gezahlt  wird,  —  die- 
selben Unterstützungen  wie  die  männlichen  Arbeiter,  ohne 
dass  für  sie  besondere  Beträge  entrichtet  werden.  Diese 
Ausdehnung  der  Krankenpflege  auf  die  Familie  der 
Handwerker  ist  ein  grosser,  spezieller  Vorzug  der 
rumänischen  Versicherungsgesetzgebung. 

Die  Krankenversicherung  erhält  ihre  Mittel:  ^) 

1.  aus  den  Beiträgen  der  Versicherten, 

2.  aus  den  erzielten  Ersparnissen,  die  der  Kasse  zu- 
geführt werden, 

3.  durch  die  im  vorliegenden  Gesetze  vorgesehenen 
Strafen. 

Für  die  letzten  zwei  Kategorien  lässt  sich  ein  Vor- 
anschlag kaum  machen,  aber  die  Einnahmen  aus  den 
Beiträgen  der  versicherten  Arbeiter,  und  die  Kosten  der 
Krankenversicherung  sind  mit  Hilfe  der  vorhandenen 
Statistik  annäherungsweise  zu  schätzen. 

Um  zunächst  die  Durchschnittszahl  der  jährlichen 
Arbeitstage  pro  Kopf  der  Versicherten  festzustellen, 
wurde  noch  im  Jahre  1911  eine  Zählung  der  ge- 
samten gewerbetreibenden  Bevölkerung  und  ihrer  effek- 
tiven Arbeitszeit  in  Rumänen  veranstaltet,  welche  die 
Zahl  von  103,979  Gesellen  und  Arbeitern  sowie  36,678 
Meistern  ergab. '-^j 

Die  Versicherten  wurden  nach  der  Anzahl  der  jähr- 
lichen Arbeitstage  in  Gruppen  zusammengefasst,  von 

1)  Gesetze  über  die  Orjianisation  der  Handwerker  vom 
Jahre  1'J12.  Art.  117. 

2)  Gesetz,  über  die  Orj^anisation  der  Handwerker,  Art.  XII 
Tabelle  A. 
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denjenigen,  die  weniger  als  einen  Monat  pro  Jahr 
arbeiten,  bis  zu  den  Meistern,  die  das  ganze  Jahr  hin- 
durch tätig  sind.  Die  Durchschnittszahl  der  so  ermittelten 
Arbeitstage  belief  sich  auf  270. 

Da  es  undurchführbar  war,  nach  dem  Reallohn  des 
Handwerkers  seinen  Beitrag  an  der  Kasse  festzustellen 
und  ungerecht,  den  Durchschnittstagelohn  zugrunde  zu 
legen,  hat  man  die  Handwerker  in  fünf  Lohnklassen 
eingeteilt.^) 

Klasse  I.    Diejenigen,  deren  Tagelohn  bis  1  Lei  oder 
durchschnittlich  50  bani  beträgt. 

Klasse  H.   Diejenigen,  deren  Tagelohn  1—2  Lei  oder 
durchschnittlich  1,50  Lei  beträgt. 

Klasse  III.  Diejenigen,  deren  Tagelohn  2—3  Lei  oder 
durchschnittlich  2,50  Lei  beträgt. 

Klasse  IV.  Diejenigen,  deren  Tagelohn  3 — 4  Lei  oder 
durchschnittlich  3,50  Lei  beträgt. 

Klasse  V.   Diejenigen,  deren  Tagelohn  4—5  Lei  oder 
durchschnittlich  4,50  Lei  beträgt. 

Die  Meister  ohne  Gesellen  gehören  der  Klasse  IV, 
und  diejenigen  mit  Gesellen  der  Klasse  V  an.  Bei 
dieser  Einteilung  stellt  sich  die  Zahl  derVersicherten 
in  den  verschiedenen  Klassen  folgendermassen:  2) 

Klasse    I  10,452 

Klasse  II  32,001 

Klasse  III  29,351 

Klasse  IV  38,418 

Klasse  V  30,345 

  140,657. 

1)  Gesetz  über  die  Organisation  der  Handwerker,  Art.  127. 

2)  Gesetz  über  die  Organisation  der  Handwerker,  XIV. 
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Auf  Grund  dieser  Einteilunij  sind  vorläufig  nacli- 
stehende  Wochenbeiträ^^^e  angenommen.^)  Die  Beiträge 
sollen  2^7o        Durchschnittslohnes  ausmachen. 


Zahl  der 

Wochen- 

Wöchentliche 

Klasse 

Versicherten 

beitrag 

Einnahmen 

I 

10,542 

0,05 

572,10 

II 

32,001 

0,20 

6400,20 

III 

39,351 

0,30 

8805,30 

IV 

38,418 

0,40 

17288,10 

V 

30,345 

0,60 

18207,00 

140,657 

51227,70 

Wenn  man  pro  Jahr  45  Arbeitswochen  annimmt, 
wird  den  Krankenkassen  durch  die  Beiträge  eine  jähr- 
liche Summe  von  45  •  51227,70  =  2,305,246  Lei  zu- 
fliessen. 

Die  Ausgaben  der  Krankenkassen  werden  wie  folgt 
veranschlagt : 


Krankengelder  .... 
Ärzte  und  Arzneien    .  . 
Wöchnerinnenunterstützung 
Beerdigungsgelder  .    .  . 
Verwaltungskosten  .    .  . 


Lei 
1,069,477 
880,179 
34,433 
106,947 
150,000 


Bani 
14 
68 
38 
71 


Gesamtsumme:   2,241,037  91. 

Wenn  also  die  Einnahmen,  wie  oben  berechnet, 
2,305,246,50  Lei  betragen,  würde  sich  für  die  Kassen 
ein  Mehrertrag  von  64,208,59  Lei  ergeben. 


1)  Gesetz  über  die  Organisation  der  Handwerker,  XIX. 
Tabelle. 
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Da  diese  Schätzungen  sehr  optimistisch  sind  — 
die  Kosten  der  Familienkrankenpflege  sind  überhaupt 
nicht  in  Anschlag  gebracht;  die  Durchschnittszahl  der 
Krankheitstage  hat  man  nach  deutschem  Vorbild  auf 
sechs  pro  Jahr  angenommen  —  so  dürften  die  Über- 
schüsse der  Krankenversicherung  kaum  so  hoch  aus- 
fallen, wie  man  erwartete.  Es  ist  selbstverständlich,  dass 
bei  allen  diesen  Zwangsversicherungsanstalten  erst  die 
praktischen  Erfahrungen  der  nächsten  Jahre  die  Grund- 
lagen für  eine  zuverlässige  Basis  der  Beitragsberechnung 
liefern  können.  Eine  Reform  der  Versicherungsgesetz- 
gebung ist  bereits  in  Aussicht  genommen. 

Für  die  Unfallversicherung  bedeutet  das  vor- 
liegende Gesetz  einen  grossen  Fortschritt.  Bis  dahin 
hatten  die  Verunglückten  nach  dem  rumänischen  Gesetz 
einen  doppelten  Beweis  zu  erbringen:  1.  dass  sie  den 
Unfall  nicht  verschuldet  hatten,  und  2.  dass  der  Arbeit- 
geber die  Schuld  trug.  Dieser  Beweis  war  sehr  schwer 
zu  erbringen,  besonders  für  die  Hinterbleibenden,  falls 
der  Verunglückte  gestorben  war. 

Nach  dem  neuen  Gesetz  bilden  die  Unternehmer 
eine  einzige  allgemeine  Berufsgenossenschaft,  deren  Sitz 
im  Zentralamt  zu  Bukarest  ist.  Der  Fiskus  gehört  dieser 
Genossenschaft  nicht  als  Mitglied  an.  Er  wird  seine 
Arbeiter  in  einer  selbständigen  Kasse  versichern.  Die 
Kosten  der  Unfallversicherung  tragen  die  Arbeitgeber 
allein,  doch  müssen  die  Krankenkassen  für  die  kleineren 
Unfälle  aufkommen,  welche  nicht  mehr  als  16  Wochen 
ärztliche  Behandlung  erfordern. 

Alle  Arbeiter  in  Handwerk  und  Industrie/)  Berg- 
werken, Steinbrüchen,  Bauunternehmungen,  sowie  in  der 


1)  Gesetz  über  die  Organisation  der  Handwerker,  Art.  149  ff. 
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Seeschiffahrt  sind  versicherungspflichtig,  nur  die  Hand- 
ungsgehilfen  und  landwirtschaftlichen  Arbeiter  sind  aus- 
geschlossen. 

Eine  Erweiterung  des  Kreises  der  Versicherungs- 
nehmer kann  durch  die  Zentralkasse  erfolgen. 

Für  völlige  Erwerbsunfähigkeit  wird  ^/;{  des  Lohnes 
bezahlt:  wenn  der  Verunglückte  die  Hilfe  einer  anderen 
Person  für  seine  Pflege  braucht,  darf  er  sogar  den  vollen 
Lohn  als  Rente  beanspruchen.  Die  Unfallentschädigung 
wird  berechnet  nach  dem  Einkommen,  welches  der  Ver- 
sicherte in  den  letzten  300  Tagen  bezog. 

Bei  Tötung  durch  Unfall  gewährt  man  100  Lei  als 
Sterbegeld. 

Die  Witwe  erhält  den  fünften  Teil  des  durchschnitt- 
lichen Lohnes  ihres  Gatten  bis  zum  Tode  oder  zur 
Wiederverheiratung.  Wenn  Kinder  vorhanden  sind,  be- 
kommt jedes  Kind  bis  zum  16.  Jahre  noch  ein  Fünftel 
des  Jahreslohnes  des  Verstorbenen,^)  doch  dürfen  alle 
diese  Renten  zusammen  drei  Fünftel  des  angerechneten 
Einkommens  nicht  übersteigen,  Entschädigung  wird  für 
alle  Unfälle  gewährt  ausgenommen  diejenigen,  welche 
nachweislich  durch  Vorsatz  herbeigeführt  wurden. 

Für  die  Deckung  der  Kosten  hat  man  nach  deutschem 
Muster  das  Umlageverfahren  eingeführt.  Die  allgemeine 
Berufsgenossenschaft  hat  die  Ausgaben  des  abgelaufenen 
Rechnungsjahres  nachträglich  zu  repartieren.  Die  Auf- 
sicht über  die  Berufsgenossenschaft  wird  durch  das 
Zentralamt  ausgeübt,  welches  auch  das  Vermögen  der- 
selben verwaltet.  Hierin  liegt  eine  starke  Beschränkung 
des  Selbstverwaltungsrcchts  der  Unternehmer.    Die  all- 


1)  Gesetz  über  die  Organisation  der  Handwerker,  Art.  149 
und  fDlj^'cnde. 
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gemeine  Berufsgenossenschaft  hat  einen  Gefahrenklassen- 
tarif aufzustellen,  die  festgesetzten  Unfallrenten  auszu- 
zahlen und  die  gesetzmässigen  Beiträge  einzutreiben. 
Es  ist  auch  die  Bildung  eines  Reservefonds  vorgesehen, 
der  dazu  bestimmt  ist,  die  fortgesetzt  steigende  Last  der 
Unfallversicherung  mit  der  Zeit  zu  mildern.  Die  erste 
Untersuchung  der  Unfälle  wird  durch  die  Berufsgenossen- 
schaft veranlasst.  Sie  hat  nach  Feststellung  der  Ursache 
über  die  Annahme  der  Ablehnung  der  eingereichten 
Entschädigungsgesuche  zu  bestimmen.  Die  vom  Staate 
angestellten  Ärzte  ermitteln  die  Art  der  Erwerbsunfähig- 
keit, von  welcher  die  Unfallrente  abhängig  ist.  Gegen 
die  Entscheidung  der  Berufsgenossenschaft  über  die 
Höhe  der  Unfallrente  kann  der  Versicherungsnehmer 
beim  Zentralamt  Berufung  einlegen,  das  in  letzter  Instanz 
entscheidet.  Wie  in  andern  Ländern,  ist  auch  in  Rumänien 
die  Berufsgenossenschaft  verpflichtet,  Unfall-Verhütungs- 
vorschriften für  die  Unternehmer  zu  erlassen. 

Die  Alters-  und  Invaliden-Versicherung. 

Alle  gewerblich  tätigen  Arbeiter  mit  Einschluss  der 
Handwerksmeister  sind  vom  16.  Jahre  ab  verpflichtet, 
sich  gegen  Invalidität  durch  Krankheit  und  Alter  zu 
versichern.  Die  Beiträge  betragen  für  alle  diese  Per- 
sonen ohne  Unterschied  45  bani  pro  Woche,  und  zwar 
sind  durch  Staat,  Arbeitgeber  und  Versicherte  je  15  bani 
gedeckt.  Für  die  Lehrlinge,  die  keinen  Lohn  bekommen, 
zahlt  der  Meister  30  bani,  für  zum  Militär  eingezogene 
Gesellen  und  Arbeiter  hat  der  Staat  den  ganzen  Beitrag 
zu  entrichten.  Obwohl  über  das  zur  Deckung  der  vor- 
gesehenen Leistungen  erforderliche  Kapital  noch  keinerlei 
Erfahrungen  vorliegen,  hat  das  Gesetz  die  Höhe  der 
Beiträge  vorläufig  für  10  Jahre  festgelegt.    Der  regel- 
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massige  Zuschuss  des  Staates,  über  dessen  absolute 
Grösse  nicht  einmal  eine  vorläufige  Berechnung  ange- 
stellt wurde,  bedeutet  für  die  Gesamtheit  der  Steuer- 
zahler eine  nicht  unerhebliche  Belastung. 

Die  Altersrente  wird  vom  65.  Jahr  ab  gezahlt,  wenn 
die  Versicherten  mindestens  1200  Wochen  Beiträge  ge- 
leistet haben,  und  beträgt  150  Lei  pro  Jahr.  Die  Inva- 
lidenrente wird  gewährt,  wenn  der  Versicherte  mindestens 
200  Wochen  lang  zu  den  Kosten  dieser  Versicherung 
beigetragen  hat.  Die  Höhe  der  Invalidenrente  variirt 
zwischen  150  und  370  Lei  jährlich.  Sie  steigt  nach  der 
Zahl  der  Beitragswochen,  ist  aber  unabhängig  von  der 
Grösse  des  Lohneinkommens. 

Die  ganze  Einrichtung  der  Alters-  und  Invaliden- 
versicherung ist  einfach  und  schematisch  in  §  163 — 190 
des  Gesetzes  geregelt.  Wenn  man  den  Umfang  der 
deutschen  Reichsversicherungsordnung  hiermit  vergleicht, 
so  muss  die  lapidare  Kürze  der  rumänischen  auffallen, 
die  freilich  auch  in  vielen  Bestimmungen  noch  undiffe- 
renziert erscheint  und  im  einzelnen  mannigfache  Aus- 
legungen zulässt.  Das  staatliche  Zentralamt  hat  ausser- 
ordentlich weitgehende  Vollmachten,  die  zwar  an  sich 
kaum  bedenklich  erscheinen,  aber  die  Gefahr  mit  sich 
bringen,  dass  die  politischen  Parteien  ihren  Einfluss  be- 
nutzen, um  missliebige  Bestimmungen  zu  verhindern. 

Es  war  ein  kühner  Entschluss,  den  die  Regierung 
fasste,  als  sie  neben  den  Zwangsinnungen  sämtliche 
Zweige  der  Sozialversicherung  gleichzeitig  in  Rumänien 
einführte.  Dass  dieser  Versuch,  soweit  die  Versicherung 
in  Betracht  kommt,  dem  Lande  zum  Segen  gereichen 
wird,  dürfte  niemand  in  Zweifei  ziehen,  nur  über  die 
Zukunft  des  Innungswesen  ist  noch  nicht  das  letzte 
Wort  gesprochen.    Es  wird  sich  erst  in  der  Folgezeit 
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herausstellen,  ob  diese  Fachvereine,  die  auch  die  in 
Fabriken  und  Hausindustrie  tätigen  Handwerker  umfassen 
genügende  Lebenskraft  entwickeln  werden,  um  die  ihnen 
gestellte  Aufgabe  im  Geiste  des  modernen  Genossen- 
schaftswesens zu  erfüllen.  Die  Periode  der  Reformge- 
setzgebung zur  Wiederbelebung  der  Innungen,  die  in 
Rumänien  mehr  als  in  andern  Ländern  in  Verfall  geraten 
waren,  dürfte  noch  nicht  zum  Abschluss  gelangt  sein. 
Man  hat  begonnen  sich  bereits  mit  neuen  Plänen  zu 
beschäftigen,  die  einzelne  Mängel  von  1912  beseitigen 
sollen.  Der  stark  hervortretende  Zwangscharakter  der 
Innungsorganisation  erklärt  sich  zum  Teil  durch  die 
relativ  geringe  Selbständigkeit  unserer  Handwerkerklasse, 
ist  aber  doch  andererseits  eine  Gefahr  für  die  Heraus- 
bildung freiwilliger  Leistungen  im  Interesse  des  Hand- 
werkerstandes. Wie  weit  solche  eintreten  werden,  wird 
die  Zukunft  lehren. 


Lebenslauf. 
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